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Sollte aufgrund der umfangreichen Tagesordnung die Sitzung an 
diesem Tag nicht zu Ende geführt werden können, wird diese am 
Donnerstag, 18.11.2021, ca. 18.00 Uhr, im Sitzungssaal des Stadtrates, 
Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, fortgesetzt.

Eröffnung und Begrüßung;
Feststellung der Beschlussfähigkeit;
Feststellung der Tagesordnung;
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nicht öffentlicher Sitzung; 
Niederschrift;
	- Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 15.09.2021; 
	- Beschlussprotokoll der Sitzung vom 13.10.2021; 
	- Beschlussprotokoll der Sitzung vom 14.10.2021 
	- (Fortsetzung vom 13.10.2021); 

Eilentscheidung des Oberbürgermeisters;   
Mandatsveränderungen;   
Einwohneranfragen (Der Tagesordnungspunkt wird gg. 17.00 Uhr 
aufgerufen);   
- 	 Verkehr im Johannapark; Christiane Gaida  
- 	 Plätze an Förderschulen der Stadt Leipzig; Ines Mäder  
- 	 Verkehrswende und Klimanotstand; Matthias Malok 
- 	 Gehwegsanierungsprogramm; Horst Pawlitzky  
- 	 Hochkulturfinanzierung der Stadt Leipzig in der Corona-Pandemie; 

Dieter Krause  
- 	 „Mockauer Platz“; André Möllmer  
- 	 Umsetzung des Beschlusses zur Fortschreibung des Nahverkehrs-

planes der zukünftigen Entwicklung des äußeren Südwestens; Ulf 
Bierbaum  

- 	 PKW-Stellplätze Kita; Sabine Behm  
- 	 1. Fehlender und kaputter Fußweg im Wangerooger Weg
-	 2. Fußgängerampel an der Kreuzung Bremer-/Max-Liebermann-

Straße; Helmut Wolfram
	- Fundmunition; Daniel Bergmann  
	- Neue Wagenburg in Mockau??; Steffen Branse  
	- B-Plan 454 „Energieberg Leipzig-Seehausen“; Elke Thiess Stellv. 

Sprecherin AK Natur- und Artenschutz BUND Regionalgruppe 
Leipzig

Petitionen (werden nach TOP Einwohneranfragen aufgerufen);   
- 	 Kleinmesse bleibt! Tradition vor Großkonzern.; 
- 	 Autofreie Innenstadt;  
- 	 Leipziger Freiheits- und Einheitsdenkmal; 
Besetzung von Gremien;   
-	 Berufung sachkundiger Einwohner in den Fachausschuss Jugend, 

Schule und Demokratie (1. Änderung);  
- 	 Jugendbeirat (3. Änderung);  
- 	 Beirat für Gleichstellung (9. Änderung);  
- 	 Seniorenbeirat (3. Änderung);  
- 	 Beirat Kunst im öffentlichen Raum und Kunst am Bau;  
- 	 Stadtbezirksbeirat Nordwest (3. Änderung);  
- 	 Stadtbezirksbeirat West (4. Änderung);  
Wahl und Entsendung der Vertreter der Stadt Leipzig in Aufsichts-
räte, Zweckverbän-de und Gremien, in denen die Stadt Mitglied ist;   
- 	 Leipziger Stiftung für Innovation und Technologietransfer (3. Än-

derung);  
Personalangelegenheiten;   
- 	 Personalangelegenheit nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 der Hauptsatzung - 

Beförderung des Direktors des Stadtarchivs; 
	- Wiederbestellung eines Geschäftsführers der Leipziger Entwi-

cklungs- und Vermarktungsgesellschaft mbH; 
Anträge zur Aufnahme in die Tagesordnung und Verweisung in 
die Gremien gem. § 5 Abs. 3 - 5 der Geschäftsordnung  (Die Anträge 
finden Sie in der aktualisierten elektro-nischen Version der TO in Allris);   
Anträge zur Beschlussfassung;   
- 	 Artenschutz in die Stadtentwicklung - Für eine Leipziger Grün-

satzung; Fraktion DIE LINKE  

- 	 Kitaplätze langfristig sichern, kommunales Eigentum stärken; Frak-
tion DIE LINKE, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, SPD-Fraktion  

- 	 Digitale Sitzungen für Stadträt*innen in Sonderfällen ermöglichen; 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  

- 	 Holzbauoffensive für nachhaltiges Bauen in Leipzig; Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen   

- 	 Die Stadt Leipzig und die städtischen Eigenbetriebe als vorbildliche 
und inklusive Arbeitgeber weiterentwickeln; Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen  

- 	 Teilhabe und unterstützende Strukturen für Familien mit Behinde-
rungen sicherstellen; Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  

- 	 Bürgerenergie vereinfachen!; Fraktion DIE LINKE Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen 

- 	 No more Leuschis – Planungsgrundsätze überarbeiten, Biodiversität 
erhalten!; Fraktion DIE LINKE  

- 	 Natürliche Kleingärten ermöglichen; Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen  

- 	 Sachgrundlose Befristungen von Arbeitsverträgen in der Stadt-
verwaltung und den Eigenbetrieben der Stadt Leipzig; Fraktion 
Freibeuter  

- 	 Aktion „Barrierefreie Rastplätze“; Fraktion DIE LINKE  
- 	 Befristungsketten beenden - Befristete Arbeitsverhältnisse entfris-

ten!; Fraktion DIE LINKE  
- 	 Preis für Azubis aus der Tourismusbranche; SPD-Fraktion  
- 	 Zusammenhalt und Sicherheit im Leipziger Osten stärken - Pilot-

projekt für sozialraumorien-tierte Präventions- und Polizeiarbeit; 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  

- 	 Monitoring, Evaluation und Fortschreibung der cluster-orientierten 
Wirtschaftsförderung der Stadt Leipzig; Fraktion DIE LINKE  

- 	 Runder Tisch und Postcorona-Maßnahmen zur Stärkung von Einzel-
handel und Gewerbe in Innenstadt und Stadtteilzentren; Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen  

- 	 Leipzig - Multizentral. Nah. Lebenswert.; CDU-Fraktion  
- 	 Parkhäuser und Quartiersgaragen nachhaltig, ökologisch und 

flexibel errichten; CDU-Fraktion  
- 	 Fluglärm-Messstationen für den Leipziger Norden (A 0062/ 22); 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Fraktion DIE LINKE SPD-Fraktion
	- Einsatz von „City Trees“; AfD-Fraktion

- 	 Leipzig raus aus Sachsen!; Thomas Kumbernuß  
- 	 Sicherung der Nutzung der alte Feuerwehrgerätehäuser in den 

Ortsteilen von Seehausen durch ansässige Vereine (OR 0048/ 21-
NF1); Ortschaftsrat Seehausen  

- 	 Bau eines Geh- und Radweges entlang der B181 vom Grünen Bogen 
bis zum Ochsenweg (OR 0015/ 21/22); Ortschaftsrat Burghausen  

- 	 Errichtung eines Geh- und Radweges beidseitig entlang der Merse-
burger Straße zwischen Schönauer Landstraße und Ludwig-Hup-
feld-Straße (OR 0037/ 21/22); Ortschaftsrat Böhlitz-Ehrenberg  

Anfragen an den Oberbürgermeister;   
- 	 Übermittlung von Melderegisterdaten an Dritte; SR M. Weiss  
- 	 Wiederholungsanfrage: Kostenpflicht an öffentlicher Ladesäulen-

infrastruktur; CDU-Fraktion  
- 	 Solaranlagen bei kommunalen Neubauten; Fraktion DIE LINKE  
- 	 Erweiterung von Sportflächen; SPD-Fraktion  
- 	 Rechtskonforme Zusammensetzung des Migrantenbeirates; CDU-

Fraktion  
Bericht des Oberbürgermeisters;   
Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen;   
- 	 Entscheidung über die Annahme von Spenden, Schenkungen der 

Stadt Leipzig und ähnli-che Zuwendungen gem. § 73 (5) SächsGemO 
bis 07.10.2021.;  

Vorlagen I;   
- 	 Allgemeines Vorkaufsrecht im Bereich Sozialer Erhaltungssatzungen 

zugunsten Dritter; 
- 	 1. Änderung zum Baubeschluss Quartiersschule Ihmelsstraße – eil-

bedürftig; 

für die Sitzung am Mittwoch, 10.11.2021, 14.00 Uhr im Sitzungssaal des
Stadtrates, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig

Tagesordnung der Ratsversammlung
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- 	 Baubeschluss: Gemeinschaftsschule Dösner Weg – Neubau Teil: 
6-Feld-Sporthalle mit Dachnutzung (Sportanlage), Dösner Weg 
41 – eilbedürftig; 

- 	 Baubeschluss Modernisierung Grundschule Löbauer Straße 46 und 
Volksgartenstr. 16 sowie Erweiterungsneubau Mehrzweckgebäude  
– eilbedürftig; 

- 	 Bebauungsplan Nr. 380.1 „Grüner Bahnhof Plagwitz, Nord-
teil“;Stadtbezirk Südwest, Ortsteil Plagwitz; Billigungs- und Aus-
legungsbeschluss

- 	 Kofinanzierung des Jugendberufshilfeangebots „Netz kleiner Werk-
stätten“ durch die Stadt Leipzig;  

- 	 Strukturwandel im Mitteldeutschen Braunkohlerevier, Sachstand 
und Projekte für den Förderzeitraum 2021-2026;  

- 	 Feststellung des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 
bis 31.12.2019 für den städtischen Eigenbetrieb Gewandhaus zu 
Leipzig und Bestätigung einer überplanmäßigen Aufwendung / 
Auszahlung gemäß § 79 Abs. 1 SächsGemO für das Haushaltsjahr 
2021;  

- 	 Feststellung des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 
bis 31.12.2019 für den städtischen Eigenbetrieb Oper Leipzig und 
Bestätigung einer überplanmäßigen Aufwendung / Auszahlung 
gemäß § 79 Abs. 1 SächsGemO für das Haushaltsjahr 2021;

	- Feststellung des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 
bis 31.12.2019 für den Eigenbetrieb Stadtreinigung Leipzig; 

	- Feststellung des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 
bis 31.12.2019 für den städtischen Eigenbetrieb Musikschule Leipzig 
„Johann Sebastian Bach“ und Bestätigung einer überplanmäßigen 
Aufwendung / Auszahlung gemäß § 79 Abs. 1 SächsGemO für das 
Haushaltsjahr 2021;

- 	 Städtebaulicher Vertrag zur Planung und Herstellung der straßen-

seitigen Erschließung sowie grünordnerischen und artenschutz-
rechtlichen Maßnahmen für die geplanten Vorhaben im Bereich 
des Bebauungsplanes 132.2 „Rehbacher Straße“ u.a.;  

- 	 Mitgliedschaft des Stadtarchivs Leipzig im VdA - Verband deutscher 
Archivarinnen und Archivare e.V.;  

- 	 Weiterführung des Projektes „Grün macht Schule“;  
- 	 Anpassung des Abonnements sowie Optimierung der Platzkate-

gorien: Neufestsetzung der Entgeltordnung für den städtischen 
Eigenbetrieb Oper Leipzig ab der Spielzeit 2022/2023 (privatrecht-
liche Entgeltordnung);  

- 	 Baubeschluss Haus zum Arabischen Coffe Baum, Kaffeehaus, 
Kleine Fleischergasse 4 – Teilmodernisierung (Bewilligung einer 
außerplanmäßigen Auszahlung nach § 79 SächsGemO); 

	- Anmietung einer Lagerfläche am Standort Altes Messegelände, 
Messehalle 13;

Informationen I;   
- 	 Benennung der Vorsitzenden der Stadtbezirksbeiräte für die Wahl-

periode 2019 bis 2024 (2. Änderung);  
- 	 Anwendung von Modernisierungs- und Instandsetzungsgeboten ■
(Änderungen vorbehalten) 

� Der Oberbürgermeister  

Ratsinformationssystem  
der Stadt Leipzig

https://ratsinfo.leipzig.de

http://https://ratsinfo.leipzig.de
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Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 03.11., 17.00 Uhr, Neues 
Rathaus, Festsaal, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
-	 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nicht öffentlicher Sitzung
-	 Bericht aus Beteiligungen
-	 Bau- und Finanzierungsbeschluss und Grunderwerb Kreisverkehr 

Hirschfelder Straße/Hersvelder Straße (Bestätigung gem. § 79 (1) 
und § 81 (5) SächsGemO)

-	 Baubeschluss Jugendhilfeeinrichtung, Deiwitzweg 1 – Umbau (Be-
stätigung nach § 78 in Anlehnung an § 79 (1) SächsGemO)

-	 Ausführungsbeschluss zur Beschaffung eines Neuen Bearbeitungs-
verfahrens für Ordnungswidrigkeitenvorgänge (NOWi)

-	 Jahresabschlussreports bbvl 2020 Nachlieferung ■
(Änderungen vorbehalten)

Der Vorsitzende 
des Verwaltungsausschusses

Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen sowie den 
geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte www.leipzig.de
04.11.2021, 17.00 Uhr, Neues Rathaus, Sitzungssaal des Stadtrates
-	 Bau- und Finanzierungsbeschluss Eigenbetrieb Oper Leipzig: Sa-

nierung und Instandsetzung Portikus Treppe Augustusplatz (VII-
DS-06273) ■

(Änderungen vorbehalten)

Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen sowie den 
geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte www.leipzig.de
01.11.2021, 16.30, Neues Rathaus, Festsaal
-	 Begrüßung, Bestätigung der Tagesordnung
-	 Begrüßung der Spendenempfänger aus dem diesjährigen Kerzen-

patenprojekt im Rahmen des Lichtfestes 2021
-	 Bestätigung des Protokolls der Sitzung vom 17.05.2021 
-	 Rückblick Lichtfest 9.10. 2021 (V: LTM)
-	 Vorbereitung Lichtfest 2022, Verständigung über die Zeitschiene ■
(Änderungen vorbehalten)

Sitzung des  
Verwaltungsausschusses

Betriebsausschuss  
Kulturstätten

Sitzung Kuratorium „Tag 
der Friedlichen Revolution“

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung am Montag, 08.11.2021, 
17.00 Uhr, Neues Rathaus, Raum 259, Martin-Luther-Ring 4-6, 
04109 Leipzig (Da der Abstand von 1,50 m in diesem Raum nicht einge-
halten werden kann, gilt für gesamte Dauer der Sitzung Maskenpflicht!)
	- Eröffnung und Begrüßung	
	- Feststellung der Beschlussfähigkeit
	- Feststellung der Tagesordnung
	- Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 11.10.2021
	- Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
	- Verkauf einer Teilfläche des Flurstücks 948/58 der Gemarkung 

Paunsdorf – Erst- und Zweitvorlage – (Nacherfassung VII-DS-05535) 
2. Lesung VII-DS-06095

	- Veräußerung städtischer Grundstücke für Eigenheime mittels Erb-
baurecht, Information zur Kenntnis, VII-DS-01772

	- Einheitliche Regelung zur Vermarktung von städtischen Grundstücken 
mittels Bestellung von Erbbaurechten (Nacherfassung VII-Ifo-02583), 
Information zur Kenntnis, VII-DS-06044

Beschlüsse aus der 35. nicht öffentlichen Sitzung der VII. Wahl-
periode des Grundstücksverkehrsausschusses am 13.09.2021
Es wurden keine Beschlüsse gefasst.

Beschlüsse aus der 36. öffentlichen Sitzung der VII. Wahlperiode 
des Grundstücksver-kehrsausschusses am 27.09.2021
	- Grunderwerb von zwei Teilflächen an der Schulze-Delitzsch-Straße 

– Grunderwerb von Deutscher Bahn – Erst- und Zweitvorlage – Vor-
lage VII-DS-01353

	- Erwerb einer großen Ausgleichsfläche an der Schulze-Delitzsch-
Straße – Erst- und Zweitvorlage – Vorlage VII-DS-02718

	- Abschluss eines Mietvertrages für die Kindertageseinrichtung „Kita 
Sonnenhügel“, Am Hohlweg 2 (Nacherfassung VII-DS-02006), Vor-
lage VII-DS-06015 ■

(Änderungen vorbehalten)
Der Vorsitzende 

des Grundstücksverkehrsausschusses

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung am Montag, 08.11.2021, 
16.30 Uhr, Neues Rathaus, Festsaal
	- Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
	- Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 04.10.2021
	- Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 20.09.2021
	- Anträge aus dem Stadtrat - 1. Lesung
	- Zweiter Standort/dezentrales Stadtteilzentrum Dölitz-Lößnig-Dösen-

Marienbrunn (DöLöDö); Fraktion DIE LINKE Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen SPD-Fraktion

	- Babystarterpaket weiterentwickeln – Familien präventiv unterstützen
	- Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
	- Anträge aus dem Stadtrat - 2. Lesung
	- Vorlagen - 1. Lesung
	- Kofinanzierung des Jugendberufshilfeangebots „Netz kleiner 

Werkstätten“ durch die Stadt Leipzig; Dezernat Umwelt, Klima, 
Ordnung und Sport  

	- Vorlagen - 2. Lesung
	- Vorlagen zur Information
	- Informationsvorlage zur Steuerung der Hilfen zur Erziehung; De-

zernat Jugend, Schule und Demokratie  
	- Entscheidungsvorschläge für den Jugendhilfeausschuss
	- VII 08 / 2021 Entscheidungsvorschlag zur Verwendung des Budgets 

„Aufholen nach Corona“ in der Schulsozialarbeit
	- VII 09/2021 Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe,
	- Verlängerung der Anerkennung als Träger der 
	- freien Jugendhilfe
	- Bericht der Bürgermeisterin
	- Information der Verwaltung
	- Berichterstattung über den Stand und die Entwicklung im Bereich 

HzE – III. Quartal 2021 ■ 
(Änderungen vorbehalten)

Der Vorsitzende 
des Jugendhilfeausschusses

Sitzung des Grundstücks- 
verkehrsausschusses

Sitzung des  
Jugendhilfeausschusses
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Tagesordnungen für die nachstehend aufgeführten Sitzungen der 
Stadtbezirksbeiräte lagen zu Redaktionsschluss teilweise nicht vor. 
Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen sowie den 
geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte www.leipzig.de 

Stadtbezirksbeirat West 
Montag, 01.11.2021, 18:00 Uhr, Freizeittreff „Völkerfreundschaft“, 
Großer Saal, Stuttgarter Allee 9, 04209 Leipzig
Aufgrund der derzeitigen Coronaepidemie können wir nur eine reduzierte 
Anzahl an Besucherplätzen in den öffentlichen Sitzungen gewährleisten.
Weitere Informationen unter bfr@leipzig.de und https://www.leipzig.
de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/stadtbezirksbeiraete/stadt-
bezirksbeirat-west/
- 	 Umsetzung des Bebauungsplans 232 „Erholungsgebiet Kulkwitzer See“ 

und Sicherung des langjährigen Bestandes an Wochenendgrundstücken 
und -häusern nach Auflösung des Zweckverbandes Erholungsgebiet 
Kulkwitzer See	  

- 	 Bau- und Finanzierungsbeschluss zur Schaffung der öffentlichen 
Grünfläche „Spielbereich Hafenstraße-Süd“ im Bereich des Lindenauer 
Hafens, Bestätigung gem. § 78 in Anlehnung an § 79 (1) SächsGemO“ 

- 	 18. Sachstandsbericht  zur Umsetzung von Schulbaumaßnahmen                                                                      
- 	 Stadtbezirksbudget – Diskussionsthemen mit dem Paten des SBB Herrn 

Dienberg 
- 	 Entwicklungsstrategien im Stadtbezirk
- 	 Rad- und Fußverkehr im Stadtbezirk 

Stadtbezirksbeirat Südwest  
01.11.2021, 18.30 Uhr, Schule am Grünen Gleis, Baumannstr. 13, 
04229 Leipzig
Aufgrund der derzeitigen Coronaepidemie können wir nur eine reduzierte 
Anzahl an Besucherplätzen in den öffentlichen Sitzungen gewährleisten.
Weitere Informationen unter bfr@leipzig.de und https://www.leipzig.
de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/stadtbezirksbeiraete/stadt-
bezirksbeirat-sued-west/
-	 18. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen (De-

zernat Stadtentwicklung und Bau) 
-	 Antragsentwurf SBBs Altwest, Mitte und Südwest: Umweltbrücke 

Klingerbrücke; Straßenbahnverkehr bis 2028 unterbrechungsfrei 
ermöglichen 

-	 Anträge zum Stadtbezirksbudget – https://ratsinformation.leipzig.de/
allris_leipzig_public/to010?SILFDNR=2000232&refresh=false

Stadtbezirksbeirat Südost
02.11.2021, 18:30 Uhr, Franz-Mehring-Schule, Aula , Gletscherstein-
straße 9, 04299 Leipzig
Aufgrund der derzeitigen Coronaepidemie können wir nur eine reduzierte 
Anzahl an Besucherplätzen in den öffentlichen Sitzungen gewährlei-
sten. Weitere Informationen unter bfr@leipzig.de und https://www.
leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/stadtbezirksbeiraete/
stadtbezirksbeirat-suedost/
- 	 Einwohneranfragen
- 	 Nachfragen und Information zum Bebauungsplan Nr. 444 „Stadt-

quartier an der Kolmstraße“; Stadtbezirk: Südost, Ortsteil: Stötteritz; 
Freigabe zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung

- 	 Stadtbezirksbudget
- 	 Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen

Sitzungen der Stadtbezirksbeiräte
Stadtbezirksbeirat Alt-West, 
Mittwoch, 03.11.2021, 17:30 Uhr, Rathaus Leutzsch, Beratungsraum 
1. Etage, Georg-Schwarz-Straße 140, 04179 Leipzig
Aufgrund der derzeitigen Coronaepidemie können wir nur eine reduzierte 
Anzahl an Besucherplätzen in den öffentlichen Sitzungen gewährleisten.
Weitere Informationen unter bfr@leipzig.de und https://www.leipzig.
de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/stadtbezirksbeiraete/stadt-
bezirksbeirat-alt-west/
-	 Schule Gießerstraße- die Schwächsten schützen- Autoverkehr (zumin-

dest zum Schulbeginn) unterbinden
- 	 Bau- und Finanzierungsbeschluss Ersatzneubau des Nahlestegs im Zuge 

des Heuwegs, Bauwerk II/12 (Bestätigung gem. § 81 (5) SächsGemO), 
- 	 Fluglärm-Messstationen für den Leipziger Norden 
- 	 18. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen
- 	 Stadtbezirksbudget
Stadtbezirksbeirat Ost 
03.11.2021, 18.00 Uhr, BSZ 7-Außenstelle, Neustädter Straße 1, 
04315 Leipzig
Aufgrund der derzeitigen Coronaepidemie können wir nur eine reduzierte 
Anzahl an Besucherplätzen in den öffentlichen Sitzungen gewährleisten.
Weitere Informationen unter bfr@leipzig.de und https://www.leipzig.
de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/stadtbezirksbeiraete/stadt-
bezirksbeirat-ost/
-	 1. Änderung zum Baubeschluss Quartiersschule Ihmelsstraße (Dezernat 

Stadtentwicklung und Bau) 
-	 Zusammenhalt und Sicherheit im Leipziger Osten stärken – Pilotprojekt 

für sozialraumorientierte Präventions- und Polizeiarbeit (Antrag und 
Verwaltungspunkt)

-	 Gespräch mit Frau Hochtritt (Amt für Wohnungsbau und Stadterneue-
rung) zu Vorhaben der Stadtverwaltung in Anger-Crottendorf 

-	 Anträge zum Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Mitte 
04.11.2021, 18:00 Uhr, Stadtbüro, Burgplatz 1 und per Videokon-
ferenz 
Aufgrund der derzeitigen Coronaepidemie können wir nur eine reduzierte 
Anzahl an Besucherplätzen in den öffentlichen Sitzungen gewährleisten.
Weitere Informationen unter bfr@leipzig.de und https://www.leipzig.de/
stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-mitte/
-	 Gelegenheit zu Einwohneranfragen
-	 Bau- und Finanzierungsbeschluss Busabstellplatz und Zufahrtsstraße 

Hauptbahnhof Ostseite
-	 Baubeschluss: Gemeinschaftsschule Dösner Weg - Neubau Teil: 6-Feld-

Sporthalle mit Dachnutzung

Stadtbezirksbeirat Nordwest 
04.11.2021, 18.00 Uhr, Stadtteilzentrum „ANKER“, Renftstraße 1, 
04159 Leipzig
Aufgrund der derzeitigen Coronaepidemie können wir nur eine reduzierte 
Anzahl an Besucherplätzen in den öffentlichen Sitzungen gewährleisten.
Weitere Informationen unter bfr@leipzig.de und https://www.leipzig.
de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/stadtbezirksbeiraete/stadt-
bezirksbeirat-nordwest/
- 	 Gelegenheit für Einwohneranfragen
- 	 Straßenreinigung der Stahmelner Straße
- 	 Stadtbezirksbudget
- 	 Bau- und Finanzierungsbeschluss Ersatzneubau des Nahlestegs im Zuge 

des Heuwegs, Bauwerk II/12 (Bestätigung gem. § 81 (5) SächsGemO)
- 	 18.Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen
- 	 Vorstellung CityScaper ■
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Tagesordnungen für die nachstehend aufgeführten Sitzungen der 
Ortschaftsräte lagen zu Redaktionsschluss teilweise nicht vor. 
Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen sowie den 
geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte www.leipzig.de 

Ortschaftsrat Lützschena-Stahmeln
01.11.2021, 18.30 Uhr, Leipzig Hotel, Saal Erdgeschoß, Hallesche 
Straße 190, 04159 Leipzig
	- Stellungnahme des Ortschaftsrates, Beratung und Beschlussfassung 

zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 422 „Radefelder Allee West“,
	- VII-HP-05094, eingereicht von Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Betreff: 

Fünf Fluglärm-Messstationen für den Leipziger Norden (A 0062/22)
	- Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-A-06120-VSP-01 zur Änderung zum 

HH-Planentwurf Nr. VII-HP-05094
	- Antrag Nr. VI-A-05507, eingereicht von AfD-Fraktion, Betreff: Besei-

tigung von Winterschäden auf Leipziger Haupt- und Nebenstraßen,
	- Verwaltungsstandpunkt Nr. VI-A-05507-VSP-01 zum Antrag Nr. 

VI-A-05507, eingereicht vom Dezernat Stadtentwicklung und Bau, 
Betreff: Beseitigung von Winterschäden auf Leipziger Haupt- und 
Nebenstraßen,

	- Einwohnerfragen,

Ortschaftsrat Engelsdorf
02.11.2021, 19 Uhr, FFW Engelsdorf, Schulungsraum, Engelsdorfer 
Str. 345, 04319 Leipzig 
	- Antrag-VII-A-06286 Tempo 30-Zone in der Herzberger Straße; Ein-

reicher: SR Jens Lehmann 
	- Antrag Nr. VII-A- 05507 Beseitigung von Winterschäden auf Haupt-und 

Nebenstraßen; Einreicher:AfD – Fraktion 
	- Verwaltungsstandpunkt zum Antrag -Nr. VII-A-05507-VSP-01

Ortschaftsrat Seehausen
02.11.2021, 19 Uhr, Alte Schule Göschelwitz, Göbschelwitzer Str.73,  
04356 Leipzig
	- VII-HP-05097-VSP-01 Sicherung der Nutzung der alten Feuerwehrge-

rätehäuser in den Ortsteilen von Seehausen durch ansässige Vereine
	- Bürgerservice 2030
	- Gedanken des Schulamtes zur Erweiterung der GS Seehausen (Zwei-

zügigkeit)
	- Stand der geplanten haushaltbasierenden Maßnahmen 2021/2022

Ortschaftsrat Mölkau
02.11.2021, 19 Uhr, Ratssaal des ehem. Gemeindeamtes Mölkau, 
Engelsdorfer Straße 90, 04316 Leipzig
	- Vorstellung der Pläne der aramäischen Gemeinde (syrisch-orthodox) 

Leipzig, für das Gemeindezentrum in der Gutberletstraße 18
	- Informationen des Beigeordneten und Bürgermeisters für Allgemeine 

Verwaltung, Herrn Hörning, Pate des Ortschaftsrates Mölkau.
	- Stand Gemeindeamt Mölkau, als Vereinszentrum
	- Themenjahr 2023: Gemeinsame Entwicklung von Maßnahmen zur 

Stärkung der Identität und kommunalen Dialoge
	- Beseitigung von Winterschäden auf Leipziger Haupt- und Nebenstraßen
	- Antrag Nr. VII-A-05507 Eingereicht von AfD-Fraktion 
	- Verwaltungsstandpunkt-Nr. VII-A-05507-VSP-01 
	- Protokollkontrolle der Sitzungen des OR im Jahr 2019/2020, Bericht 

der Arbeitsgruppe zur Weiterführung der Projekte und Ideen.
	- Jahresarbeitsplan/Themenkatalog des OR 2021/22, Vorschläge der 

Mitglieder des Ortschaftsrates

Sitzungen der Ortschaftsräte
Ortschaftsrat Lindenthal
02.11.2021, 19 Uhr, Ratssaal des Rathauses Lindenthal, Erich-
Thiele-Straße 2, 04159 Leipzig, Online-Beteiligung an der 
Präsenzsitzung über: https://teams.microsoft.com/l/mee-
tup-join/19%3ameeting_NzE4ODE4NjAtOWFjZi00MjM0LT-
l l N T Y t N j l k O T M 1 N z c w M 2 R j % 4 0 t h r e a d . v 2 / 0 ? c o n -
text=%7b%22Tid%22%3a%223a2ea3c5-4bc8-44b2-bc19-5d4462
27d778%22%2c%22Oid%22%3a%2251e25c55-25a6-4a4c-b15f-
bd9e9eaa20a5%22%7d
	- Nutzung der ehem. Pittlerwerke als Veranstaltungsort
	- VII-A-05507 und VSP01 – Beseitigung von Winterschäden an Leipziger 

Straßen
	- VII-HP-05094 – Fluglärm – Messstationen im Leipziger Norden
	- VII-HP-05305-VSP01 – Grundhafter Ausbau Karl-Mannsfeld-Straße
	- Bau eines Radweges zwischen Lindenthal und Wiederitzsch
	- Verwendung Brauchtumsmittel 2021

Ortschaftsrat Liebertwolkwitz
04.11.2021, 18.30 Uhr, Zimmer 2 des Rathauses Liebertwolkwitz, 
Liebertwolkwitzer Markt 1, 04288 Leipzig
	- Verwaltungsstandpunkt-Nr. VII-HP-05189-VSP-01; Einreicher Dezernat 

Kultur, Erneuerung der Dacheindeckung desNebengebäudes.
	- Leipziger Mobilitätsstrategie 2030   
	- Baumgutachten nach Sturm --- Ersatzpflanzungen
	- Brauchtumsmittelvergabe 2021 Nachanträge

Ortschaftsrat Böhlitz-Ehrenberg
04.11.2021, 18.30 Uhr, Salon Böhlitz in der Großen Eiche, Leipziger 
Straße 81, 04178 Leipzig
	- VII-DS-02668 – Deckensanierung Schönauer Landstraße
	- Beschluss Machbarkeitsstudie „Multifunktionaler Ortsplatz“
	- VII-HP-05094-NF-02-Fluglärmmessstation für den Leipziger Norden
	- VII-A-05507-Winterschäden Straßen; dazu VII-A-05507-VSP-01 – Ver-

waltungsstandpunkt
	- Vergabe von Brauchtumsmitteln
	- Diskussion Investmaßnahmen 2022

Ortschaftsrat Wiederitzsch
09.11.2021, 19 Uhr, Rathaussaal des Rathauses Wiederitzsch, De-
litzscher Landstraße 55, 04158 Leipzig
	- Antrag-Nr. VII-A-05507 Beseitigung von Winterschäden auf Leipziger 

Haupt-und Nebenstraßen
	- Antrag-Nr. HP-05094-NF-02 Fluglärm-Messstationen für den Leipziger 

Norden

Ortschaftsrat Rückmarsdorf
09.11.2021, 19 Uhr, Ortsteilzentrum Rückmarsdorf, Ehrenberger 
Straße 5a, 04178 Leipzig
	- Beschlussvorlage VII-DS-02668 Deckensanierung Schönauer Landstraße 

von Heinrich-Heine-Straße bis Merseburger Straße 
	- Brauchtumsmittel 2021 Anpassungen und Restmittelvergabe

Ortschaftsrat Holzhausen
11.11.2021, 19.30 Uhr, Aula der Schule Holzhausen, Stötteritzer 
Landstraße 21, 04288 Leipzig
Tagesordnung werden auf www.leipzig. de veröffentlicht, sobald be-
kannt. ■

(Änderungen vorbehalten)
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Bekanntmachung der Kreisfreien Stadt Leipzig vom 27.10.2021

Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig zum Vollzug des 
Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten beim Menschen (IfSG)

hier:
Absonderung von engen Kontaktpersonen,  

von Verdachtspersonen und von positiv auf das  
Coronavirus getesteten Personen

Die Kreisfreie Stadt Leipzig erlässt auf der Grundlage des § 28 Abs. 1 
Satz 1, § 29 Abs. 1 und 2, § 30 Abs. 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes 
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen 
Staatsregierung und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der Zuständigkeiten nach 
dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für Impfungen 
und andere Maßnahmen der Prophylaxe folgende

Allgemeinverfügung:

1.	 Begriffsbestimmung

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten, soweit nicht anders 
angegeben, für folgende Personen (betroffene Personen):

1.1	Personen, die engen Kontakt zu einer mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 infizierten Person (Quellfall) nach den jeweils geltenden Krite-
rien des Robert Koch-Instituts hatten, gelten als enge Kontaktpersonen. 
Dazu gehören insbesondere Personen, die mit der positiv getesteten 
Person in einem Hausstand zusammenleben (Hausstandsangehörige), 
sobald sie von dieser Person über das positive Testergebnis informiert 
wurden oder auf anderem Weg diese Information erhalten haben. 

1.2	Personen, die Symptome zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion 
hindeuten (Covid-19-typische Symptome), und für die entweder 
das Gesundheitsamt eine Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet hat 
oder die sich aufgrund der Symptome nach ärztlicher Beratung einer 
Testung auf SARS-CoV-2 unterzogen haben (Verdachtspersonen). 

1.3	Personen, die sich selbst mittels Antigenschnelltest positiv getestet 
haben (sog. Selbsttest), der ohne fachkundige Aufsicht durchgeführt 
wurde, gelten bis zum Vorliegen des Ergebnisses des PCR-Tests 
(molekularbiologische Untersuchung auf das Vorhandensein von 
Coronavirus SARS-CoV-2) als Verdachtsperson.

1.4	Personen, die Kenntnis davon haben, dass ein nach Inkrafttreten 
dieser Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommener PCR-Test oder 
Antigenschnelltest (Antigentest für den direkten Erregernachweis von 
SARS-CoV-2) oder ein unter fachkundiger Aufsicht selbst durchgeführ-
ter Antigenschnelltest oder PCR-Test ein positives Ergebnis aufweist 
(positiv getestete Personen) und die weder enge Kontaktpersonen 
nach Nr. 1.1 dieser Allgemeinverfügung noch Verdachtspersonen 
nach Nr. 1.2 oder Nr. 1.3 dieser Allgemeinverfügung sind. 

1.5	Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten zudem für be-
troffene Personen, die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Kreisfreien Stadt Leipzig haben oder zuletzt hatten, wenn der Anlass 
für die Amtshandlung in der Kreisfreien Stadt Leipzig hervortritt. In 
diesen Fällen wird das örtlich zuständige Gesundheitsamt unverzüg-
lich unterrichtet. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten so 
lange fort, bis das örtlich zuständige Gesundheitsamt etwas Anderes 
entscheidet.

2.	 Vorschriften zur Absonderung

2.1	Anordnung der Absonderung und Testung:

2.1.1	 Enge Kontaktpersonen müssen sich auf Anordnung des Gesund-
heitsamtes absondern. Das Gesundheitsamt nimmt die Kontakt-
daten auf und belehrt die Kontaktpersonen unverzüglich schriftlich, 
elektronisch oder zunächst mündlich über die einzuhaltenden 
Maßnahmen.

Ohne Anordnung vom Gesundheitsamt müssen sich Hausstands-
angehörige unverzüglich nach Kenntniserlangung von dem posi-
tiven Testergebnis der im Hausstand wohnenden Person (1.4) in 
Absonderung begeben. 

Ausgenommen von der Pflicht zur Absonderung und der Weiter-
gabe ihrer Kontaktdaten sind

•	 Hausstandsangehörige, die seit dem Zeitpunkt der Testung 
bzw. ab Auftreten der ersten typischen Symptome des Quell-
falls sowie in den zwei Tagen vor diesem Zeitpunkt keinen 
Kontakt zu der positiv getesteten Person hatten und ihrerseits 
keine typischen Symptome aufweisen. 

Genesene und geimpfte Personen sind von der Absonderung befreit. 
Daher entfällt die Anordnung zur Absonderung für symptomfreie 
und zum Zeitpunkt des Kontaktes zu einer positiv getesteten Person 
vollständig geimpfte oder genesene Personen. 

•	 Als vollständig gegen COVID-19 geimpft gilt eine Person ab 
dem 15. Tag nach Gabe der letzten Impfdosis. Die zugrunde-
liegende Schutzimpfung muss mit einem oder mehreren vom 
Paul-Ehrlich-Institut im Internet unter der Adresse www.pei.
de/impfstoffe/covid-19 genannten Impfstoffen erfolgt sein und 
aus der dort veröffentlichten Anzahl von Impfstoffdosen, die 
für eine vollständige Schutzimpfung erforderlich ist, bestehen.

•	 Als genesen gilt eine Person, bei der vor höchstens sechs Mo-
naten eine mittels PCR-Test bestätigte SARS-CoV-2-Infektion 
vorlag. 

Die von der Absonderung befreite Kontaktperson hat innerhalb von 
drei Tagen nach der Kontaktaufnahme durch das Gesundheitsamt 
den Nachweis der vollständigen Impfung bzw. der vorangegan-
genen Infektion gegenüber dem Gesundheitsamt zu erbringen. 
Trotz der Befreiung von der Absonderung sind genesene und 
vollständig gegen COVID-19 geimpfte Kontaktpersonen ver-
pflichtet, bis zum 14. Tag nach dem letzten Kontakt zu dem SARS-
CoV-2-Fall ein Selbstmonitoring (Körpertemperatur, Symptome) 
durchzuführen. Bei Kontakt zu Personen mit einem erhöhten 
Erkrankungsrisiko (vulnerablen Personen) wird die frühzeitige 
PCR-Testung empfohlen.

Entwickeln diese Kontaktpersonen COVID-19-typische Symptome, 
müssen sich diese selbst in Absonderung begeben und eine zeit-
nahe Testung veranlassen.

Die Befreiung von der Absonderung gilt jedoch nicht, wenn der 
Verdacht oder Nachweis besteht, dass beim Quellfall eine Infektion 
mit einer der besorgniserregenden SARS-CoV-2-Varianten vorliegt, 
bei denen die Empfehlungen des RKI weiterhin keine Ausnahmen 
von der Absonderungspflicht vorsehen (siehe https://www.rki.

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html
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de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontakt-
person/Management.html).

2.1.2	 Verdachtspersonen müssen sich unverzüglich nach der Mit-
teilung des Gesundheitsamts über die Anordnung der Testung 
oder, wenn eine solche Anordnung nicht erfolgt ist, unverzüglich 
nach Vornahme der Testung absondern. Verdachtspersonen, die 
sich selbst mittels eines Selbsttests positiv getestet haben, müssen 
unverzüglich einen PCR-Test durchführen lassen. Bis zum Vor-
liegen des Testergebnisses müssen sich die Personen in jedem 
Fall absondern. Im Fall eines positiven PCR-Testergebnisses gilt 
die Person als positiv getestete Person. Verdachtspersonen sind 
verpflichtet, ihre Hausstandsangehörigen über den Verdacht auf 
eine Infektion zu informieren und auf das Gebot zur Kontakt-
reduzierung hinzuweisen.

2.1.3	 Positiv getestete Personen müssen sich unverzüglich nach 
Kenntniserlangung des positiven Testergebnisses absondern. 
Die positiv getestete Person ist verpflichtet, sich beim Gesund-
heitsamt zu melden und über das Testergebnis zu informieren. 
Sie hat zugleich dem Gesundheitsamt ihre Absonderung unter 
Angabe ihres Namens, sowie einer Post und E-Mail-Adresse/
Telefonnummer mitzuteilen. Außerdem hat sie das Gesund-
heitsamt über ihre engen Kontaktpersonen, inklusive der Haus-
standsangehörigen, zu informieren. Zudem ist sie verpflichtet, 
ihre Hausstandsangehörigen über das positive Testergebnis und 
die damit verbundene Pflicht zur Absonderung zu informieren. 
Sie muss ihre weiteren engen Kontaktpersonen über das positive 
Testergebnis und die Weitergabe von deren Kontaktdaten an 
das Gesundheitsamt informieren sowie diese darauf hinweisen, 
ebenfalls auf Krankheitssymptome zu achten und Kontakte zu 
minimieren. Personen, welche die Corona-Warn-App herunter-
geladen haben, wird dringend empfohlen, das positive Test-
ergebnis zu teilen.

Durch einen Antigenschnelltest positiv getestete Personen haben 
sich unverzüglich mittels eines PCR-Tests bei einem Arzt oder 
bei einer testenden Stelle nachtesten zu lassen, um das Test-
ergebnis zu bestätigen. Wenn der PCR-Test negativ ausfällt, 
endet die Pflicht zur Absonderung für die Person und ggf. ihre 
Hausstandsangehörigen. Die Person muss das Gesundheitsamt 
unverzüglich über das negative Testergebnis informieren. Der 
Nachweis des positiven PCR-Testergebnisses ist aufzubewahren, 
um bei Bedarf ein Genesenenzertifikat erstellen zu lassen.

2.2		 Die Absonderung hat in einer Wohnung oder einem anderweitig 
räumlich abgrenzbaren Teil eines Gebäudes (Absonderungsort) 
zu erfolgen. 

2.3		 Enge Kontaktpersonen, Verdachtspersonen und positiv getes-
tete Personen dürfen während der Zeit der Absonderung den 
Absonderungsort nicht ohne ausdrückliche Zustimmung des 
Gesundheitsamtes verlassen. Der Absonderungsort darf aus-
schließlich nur für die Durchführung der Testung unter strenger 
Beachtung der Hygieneregeln (FFP2-Maske, Abstandsregeln) 
verlassen werden. Der zeitweise Aufenthalt in einem zum Ab-
sonderungsort gehörenden Garten, einer Terrasse oder eines 
Balkons ist nur alleine gestattet. Im Übrigen gilt 5.2.

2.4		 In der gesamten Zeit der Absonderung muss eine räumliche 
oder zeitliche Trennung des/der Betroffenen von anderen 
Hausstandsangehörigen sichergestellt sein. Eine „zeitliche Tren-
nung“ kann z. B. dadurch erfolgen, dass die Mahlzeiten nicht 
gemeinsam, sondern nacheinander eingenommen werden. Eine 
„räumliche Trennung“ kann z. B. dadurch erfolgen, dass sich 
die betroffene Person in einem anderen Raum als die anderen 
Hausstandsangehörigen aufhält.

2.5		 Während der Absonderung darf die betroffene Person keinen 
Besuch durch Personen, die nicht zum selben Hausstand ge-
hören, empfangen. Das Gesundheitsamt kann im begründeten 
Einzelfall eine andere Entscheidung treffen. 

2.6		 Die testende Stelle informiert die Verdachtsperson und positiv 
getestete Personen schriftlich oder elektronisch über die Ver-
pflichtung zur Absonderung. Die Meldepflichten gemäß § 6 
Abs. 1 Nr. 1 Buchst. t und § 7 Abs. 1 Nr. 44a IfSG bleiben davon 

unberührt und erfolgen digital unter Nutzung eines individuellen 
e-Meldeportals des Gesundheitsamtes.

3.	 Hygieneregeln während der Absonderung

Die engen Kontaktpersonen, die Verdachtspersonen und die positiv 
getesteten Personen haben die Belehrungen und Hinweise des Ge-
sundheitsamtes hinsichtlich erforderlicher Hygiene- und Schutzmaß-
nahmen, insbesondere zur Verhinderung einer weiteren Verbreiterung 
der Infektionen, zu beachten und einzuhalten. 

4.	 Maßnahmen während der Absonderung

4.1	Das Gesundheitsamt soll den Kontakt mit der engen Kontaktperson 
aktiv aufnehmen und pflegen. Die Kontaktaufnahme erfolgt per Tele-
fon, hilfsweise durch elektronische Kommunikationsmittel wie z. B. 
E-Mail oder andere digitale Medien. Das Gesundheitsamt kann eine 
Testung während der Absonderung anordnen. Bei positivem Ergeb-
nis des Antigenschnelltests muss das Gesundheitsamt informiert und 
ein PCR-Test durchgeführt werden. Ist auch der PCR-Test positiv, 
so wird die Kontaktperson zu einer positiv getesteten Person. Die 
Absonderungszeit verlängert sich entsprechend.

4.2	Während der Zeit der Absonderung haben die enge Kontaktperson und 
die positiv getestete Person ein Tagebuch zu führen, in dem – soweit 
möglich – zweimal täglich die Körpertemperatur und – soweit vor-
handen – der Verlauf von Symptomen sowie allgemeine Aktivitäten 
und der Kontakt zu weiteren Personen festzuhalten sind. Auf Ver-
langen des Gesundheitsamtes sind Informationen aus dem Tagebuch 
mitzuteilen.

4.3	Während der Absonderung haben die enge Kontaktperson und die 
positiv getestete Person Untersuchungen (z. B. ärztliche Konsultationen 
und Diagnostik) und die Entnahme von Untersuchungsmaterial durch 
Beauftragte des Gesundheitsamtes an sich vornehmen zu lassen. Dies 
betrifft insbesondere Abstriche von Schleimhäuten für Testungen und 
Blutentnahmen. 

		

5.	 Weitergehende Regelungen während der Absonderung

5.1	Wenn enge Kontaktpersonen Krankheitszeichen zeigen, die mit 
einer SARS-CoV-2-Infektion vereinbar sind, oder wenn sich bei 
Verdachtspersonen der Gesundheitszustand verschlechtert, haben 
sie das Gesundheitsamt unverzüglich telefonisch, hilfsweise durch 
elektronische Kommunikationsmittel wie z. B. E-Mail oder andere 
digitale Medien zu kontaktieren.

5.2	Sollte während der Absonderung eine weitergehende medizinische 
Behandlung oder ein Rettungstransport erforderlich werden, muss die 
betroffene Person vorab telefonisch die versorgende Einrichtung oder 
den Rettungsdienst über den Grund der Absonderung informieren. 
Das Gesundheitsamt ist zusätzlich zu unterrichten.

5.3	Ist die betroffene Person minderjährig oder ist eine Betreuerin oder 
ein Betreuer angeordnet, sind die Personensorgeberechtigten der be-
troffenen Person für die Einhaltung der Absonderung verantwortlich.

6.	 Beendigung der Maßnahmen

6.1	Bei engen Kontaktpersonen endet die Absonderung 10 Tage nach dem 
Tag des letzten Kontakts zu dem Quellfall soweit das Gesundheitsamt 
nichts Anderes angeordnet hat. Die Absonderungszeit kann früher 
beendet werden, wenn ein frühestens am 5. Tag nach dem letzten 
Kontakt zum Quellfall vorgenommener PCR-Test oder ein frühestens 
am 7. Tag vorgenommener Antigenschnelltest negativ ausfällt. Die 
Absonderung endet mit dem Vorliegen des negativen Testergebnisses. 
Das negative Testergebnis muss unverzüglich dem Gesundheitsamt 
übermittelt werden. Die Testung muss als Fremdtestung durch einen 
Leistungserbringer nach § 6 Abs. 1 Coronavirus-Testverordnung 
(TestV), wie zum Beispiel Arztpraxen, Apotheken oder beauftragte 
Teststellen erfolgen. Der Antigenschnelltest muss die durch das 
Paul-Ehrlich-Institut in Abstimmung mit dem Robert Koch-Institut 
festgelegten Mindestkriterien für Antigen-Tests erfüllen. 

	 Abweichend von vorgenannter Regelung kann die Absonderungszeit 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html
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von Personen, die eine Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nr. 1 bis 
3 IfSG besuchen oder dort im pädagogischen oder lehrenden Bereich 
beschäftigt sind, früher beendet werden, wenn ein frühestens am 5. 
Tag der Absonderung vorgenommener Antigenschnelltest negativ 
ausfällt. Dies gilt nur, wenn in der Gemeinschaftseinrichtung seriell 
auf das Vorliegen von SARS-CoV-2 getestet wird. Die obigen Anord-
nungen hinsichtlich Testabnahme, Testqualität sowie Übermittlung 
an das Gesundheitsamt bleiben unberührt.

	
6.2	Bei Verdachtspersonen endet die Absonderung mit dem Vorliegen 

eines negativen Testergebnisses (PCR-Test). Das negative Testergebnis 
ist auf Verlangen der Verdachtsperson schriftlich oder elektronisch zu 
bestätigen. Ist das Testergebnis der Verdachtsperson positiv, gelten 
die Regelungen zur positiv getesteten Person (6.3). 

6.3	Bei positiv getesteten Personen endet die Absonderung grundsätz-
lich nach 14 Tagen, wenn keine Symptome aufgetreten sind. Im 
Fall des Auftretens von Symptomen endet die Absonderungsfrist 
nach frühestens 14 Tagen, wenn am Ende der Frist in den letzten 48 
Stunden keine Symptome auftraten. Bei fortbestehendem Nachweis 
von SARS-CoV-2 über den Absonderungszeitraum hinaus, kann das 
Gesundheitsamt die Absonderung um längstens sieben Tage ver-
längern bzw. andere Maßnahmen ergreifen. Bei asymptomatischen 
positiv getesteten Personen, die vollständig geimpft sind, kann das 
Gesundheitsamt die Absonderung verkürzen. 

7.	 Zuwiderhandlungen

Eine Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung kann 
nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 i.V.m. Abs.2 IfSG als Ordnungswidrigkeit 
mit einer Geldbuße bis zu 25.000 EUR geahndet werden. Wird die 
Zuwiderhandlung vorsätzlich begangen und dadurch die Corona-
virus-Krankheit-2019 (COVID-19) verbreitet, kann dies gemäß § 74 
IfSG als Straftat geahndet werden.

8.	 Sofortige Vollziehbarkeit, Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar. Sie 
tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft und 
mit Ablauf des 28.11.2021 außer Kraft.

Mit dem Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung wird gleichzeitig 
die Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig zum Vollzug des Gesetzes 
zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (IfSG) – Absonderung von engen Kontaktpersonen, von 
Verdachtspersonen und von positiv auf das Coronavirus getesteten 
Personen – vom 05.10.2021, veröffentlicht im Elektronischen Amtsblatt 
der Stadt Leipzig am 05.10.2021, Ausgabe 12.A/2021, aufgehoben. 

Begründung

Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 IfSG genannten, 
wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder 
Ausscheider festgestellt werden, soweit und solange es zur Verhinderung 
der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die Zustän-
digkeit der Kreisfreien Stadt Leipzig ergibt sich aus § 1 Absatz 1 Satz 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des Sächsischen 
Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 
zur Regelung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz 
und für die Kostenerstattung für Impfungen und andere Maßnahmen 
der Prophylaxe. 

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinn 
des § 2 Nr. 1 IfSG, der sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Es war 
zu beobachten, dass es auch in der Kreisfreien Stadt Leipzig zu einer 
raschen Verbreitung der Infektion in der Bevölkerung gekommen ist. 
Insbesondere bei ungeimpften älteren Menschen und Vorerkrankten 
besteht ein sehr hohes Erkrankungs- und Sterberisiko. Zunehmend er-
kranken auch jüngere Menschen schwer.

Da derzeit der Anteil der Geimpften an der Gesamtbevölkerung noch 
nicht ausreichend hoch ist und keine wirksamen Therapien zur Verfügung 
stehen, besteht die Gefahr einer Verstärkung des Infektionsgeschehens mit 

erheblichen Folgen für Leben und Gesundheit des ungeimpften Teils der 
Bevölkerung, einer möglichen Überforderung des Gesundheitssystems 
und der Entwicklung von Virusvarianten unvermindert fort.

Nach der Risikobewertung des Robert Koch-Instituts handelt es sich 
weltweit und in Deutschland nach wie vor um eine sehr dynamische 
und ernst zu nehmende Situation. Die Gefährdung für die Gesundheit 
der Bevölkerung in Deutschland wird nach wie vor insgesamt als hoch 
eingeschätzt.

Gerade angesichts schwerer und lebensbedrohender Krankheitsverläufe 
muss es Ziel sein, durch geeignete Maßnahmen wie eine Absonderung 
von Kontaktpersonen mit engem Kontakt zu SARS-CoV-2 infizierten 
Personen, von Verdachtspersonen, die aufgrund einschlägiger Sympto-
matik auf SARS-CoV-2 getestet werden und von Personen, die positiv 
auf das Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden, 
eine Ausbreitung der Infektion mit SARS-CoV-2 soweit wie möglich 
zeitlich zu verlangsamen. Nur so können auch die Risikogruppen aus-
reichend geschützt werden. Die Absonderung ist dabei aus infektions-
medizinischer Sicht eine entscheidende Maßnahme zur Unterbrechung 
möglicher Infektionsketten. 

Da nicht alle Infektionsereignisse zu einer hohen Verbreitung führen, 
werden Kriterien für zu priorisierende Kontaktpersonennachverfolgung 
eingeführt. Das bedeutet, dass das Gesundheitsamt über die Schwerpunkt-
setzung bei der Ermittlung und Nachverfolgung von Kontaktpersonen 
entscheidet. Das hat zur Folge, dass nicht zwangsläufig alle Personen, die 
engen Kontakt mit einer infizierten Person hatten, abgesondert werden. 

Zu Nr. 1:

Unter die Definition einer engen Kontaktperson fallen die Personen, die 
einen engen Kontakt zu SARS-CoV-2 infizierten Personen bzw. COVID-
19-Erkrankten im Sinn der Empfehlungen „Kontaktpersonennachverfol-
gung bei SARS-CoV-2-Infektionen“ des Robert Koch-Instituts in seiner 
aktuellen Fassung gehabt haben. In der vorgenannten Empfehlung werden 
die entsprechenden Übertragungswege der Erkrankung berücksichtigt 
und mögliche Expositionsszenarien benannt. 

Voraussetzung der Verpflichtung zur Absonderung ist, dass die betref-
fende Person durch das Gesundheitsamt als enge Kontaktperson identi-
fiziert wurde und eine entsprechende Mitteilung des Gesundheitsamts 
erhalten hat. Enger Kontakt als Voraussetzung für die Identifizierung 
als enge Kontaktperson liegt vor, 

	- wenn über einen Zeitraum von mindestens 10 Minuten der Abstand 
zu dem bestätigten Quellfall weniger als 1,5 m betragen hat, ohne 
dass adäquater Schutz gegeben war. Adäquater Schutz bedeutet, 
dass Quellfall und Kontaktperson durchgehend und korrekt MNS 
[Mund-Nasen-Schutz] oder FFP2-Maske) tragen.

	- wenn ein Gespräch zwischen Kontaktperson und Quellfall (face-
to-face-Kontakt, <1,5 m) stattgefunden hat, unabhängig von der 
Gesprächsdauer ohne adäquaten Schutz oder mit direktem Kontakt 
mit dem respiratorischen Sekret

	- wenn sich Kontaktperson und Quellfall im selben Raum mit wahr-
scheinlich hoher Konzentration infektiöser Aerosole unabhängig 
vom Abstand für länger als 10 Minuten aufgehalten haben auch 
wenn durchgehend MNS [Mund-Nasen-Schutz] oder FFP2-Mas-
ke) getragen wurde.

Abzugrenzen ist von den aufgeführten Situationen das Tragen von FFP2-
Masken als persönliche Schutzausrüstung im Rahmen des Arbeitsschutzes 
oder wenn auch außerhalb des Arbeitsbereiches davon auszugehen ist, 
dass die Maske korrekt getragen wurde (z. B. nach einer Anleitung oder 
Einweisung in die korrekte Anwendung).

Die Mitglieder eines Hausstandes gehören schon allein aufgrund der täg-
lichen räumlichen und körperlichen Nähe zu den engen Kontaktpersonen. 
Deswegen wird ihre Absonderung ohne Einzelfallprüfung angeordnet. 

Unter Verdachtsperson werden Personen verstanden, die Symptome 
zeigen, die mit einer SARS-CoV-2-Infektion vereinbar sind und für die 
entweder vom Gesundheitsamt eine Testung auf SARS-CoV-2 angeord-
net wurde oder die sich nach ärztlicher Beratung einer solchen Testung 
unterzogen haben. Als Verdachtspersonen werden auch Personen ge-
zählt, die sich selber mittels eines sogenannten Selbsttests getestet haben. 
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Positiv getestete Personen sind alle Personen, die Kenntnis davon haben, 
dass eine nach Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung bei ihnen vor-
genommene molekularbiologische Untersuchung auf das Vorhanden-
sein von Coronavirus SARS-CoV-2 bzw. ein nach Inkrafttreten dieser 
Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommener Antigentest für den 
direkten Erregernachweis von SARS-CoV-2 oder ein unter fachkundiger 
Aufsicht selbst durchgeführter Antigenschnelltest oder PCR Test ein 
positives Ergebnis aufweist. 

Enge Kontaktpersonen und Verdachtspersonen sind von positiv getes-
teten Personen zu unterscheiden, da enge Kontaktpersonen und Ver-
dachtspersonen nach dieser Allgemeinverfügung bereits zeitlich vor der 
Kenntnis eines positiven Testergebnisses zur Absonderung verpflichtet 
sind und die Pflicht zur Absonderung für diese Personen mit Kenntnis 
des positiven Testergebnisses fortdauert.

Das Gesundheitsamt der Kreisfreien Stadt Leipzig ist für den Vollzug 
des Infektionsschutzgesetzes zuständig. Die örtliche Zuständigkeit 
besteht für betroffene Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
der Kreisfreien Stadt Leipzig haben oder zuletzt hatten. Dies entspricht 
regelmäßig dem Wohnsitz der Personen.

Bei Gefahr im Verzug gilt eine Notzuständigkeit auf der Grundlage des 
§ 3 Abs. 4 Verwaltungsverfahrenssetz in Verbindung mit § 1 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für den Freistaat Sachsen auch für betroffene 
Personen, die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Kreisfreien 
Stadt Leipzig haben oder zuletzt hatten. Unaufschiebbare Maßnahmen 
müssen danach durch das örtliche Gesundheitsamt getroffen werden, 
in dessen Bezirk der Anlass für die Amtshandlung hervortritt. In An-
betracht der genannten erheblichen Gefahren für die Gesundheit, die 
körperliche Unversehrtheit und das Leben zahlreicher Personen durch 
schwere und lebensbedrohende Krankheitsverläufe besteht Gefahr in 
Verzug bei allen betroffenen Personen, für die in der Kreisfreien Stadt 
Leipzig der Anlass für die Absonderung hervortritt. Die sofortige Ent-
scheidung ist zur Verhinderung der weiteren Verbreitung des Corona-
virus SARS-CoV-2 und damit im öffentlichen Interesse notwendig. Die 
Zuständigkeit endet dort, wo die eigentlich zuständige Behörde wieder 
handlungsfähig ist. Das eigentlich örtlich zuständige Gesundheitsamt 
wird unverzüglich unterrichtet.

Zu Nr. 2:

Ausgenommen von der kategorischen Absonderungspflicht der Haus-
standsangehörigen sind diejenigen, die um den Zeitpunkt des Auftretens 
der ersten Symptome beim Quellfall oder – bei fehlender Symptomatik 
- um den Zeitraum der Testung keinen Kontakt zu diesem hatten.

Genesene und geimpfte Personen sind von der Absonderung befreit. 
Daher entfällt die Anordnung zur Absonderung für symptomfreie und 
zum Zeitpunkt des Kontaktes zu einer positiv getesteten Person 

•	 vollständig gegen COVID-19 geimpfte Personen ab dem 15. Tag 
nach Gabe der letzten Impfdosis. Die zugrundeliegende Schutz-
impfung muss mit einem oder mehreren vom Paul-Ehrlich-Institut 
im Internet unter der Adresse www.pei.de/impfstoffe/covid-19 
genannten Impfstoffen erfolgt sein und aus der dort veröffent-
lichten Anzahl von Impfstoffdosen, die für eine vollständige 
Schutzimpfung erforderlich ist, bestehen.

•	 Personen, bei denen vor höchstens sechs Monaten eine mittels 
PCR-Test bestätigte SARS-CoV-2-Infektion vorlag („Genesene“). 

Die Regelung konkretisiert § 10 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Aus-
nahmenverordnung. Die von der Absonderung befreite Kontaktperson 
muss innerhalb von drei Tagen nach der Kontaktaufnahme durch das 
Gesundheitsamt den Nachweis der vollständigen Impfung bzw. der 
vorangegangenen Infektion gegenüber dem Gesundheitsamt erbringen. 
Der Nachweis der Impfung erfolgt durch den Impfausweis oder die 
Impfbescheinigung (§ 22 IfSG). Entsprechende Kopien bzw. digitale 
Nachweise sind dem Gesundheitsamt vorzulegen. Die Übermittlung 
kann auch auf dem elektronischen Weg erfolgen.  

Auch von der Absonderung befreiten Personen ist zu empfehlen, sich 
innerhalb 14 Tagen nach dem Kontakt zum Quellfall testen zulassen. Bei 
Personen, die engen Kontakt mit vulnerablen Personengruppen haben, 
ist eine frühzeitige PCR-Testung dringend empfohlen.

Die Befreiung für Geimpfte und Genesene gilt jedoch nicht, wenn der 
Verdacht oder Nachweis besteht, dass beim Quellfall eine Infektion 
mit einer der besorgniserregenden SARS-CoV-2-Varianten vorliegt, bei 
denen die Empfehlungen des RKI weiterhin keine Ausnahmen von der 
Absonderungspflicht vorsehen (siehe https://www.rki.de/DE/Content/
InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html).

Zu den Personen, die sich in Absonderung zu begeben haben, nimmt das 
Gesundheitsamt aktiv Kontakt auf, belehrt sie über die Hygiene- und 
Schutzmaßnahmen und übermittelt entsprechendes Informationsmate-
rial. Vor diesem Hintergrund ist die zeitlich befristete Anordnung einer 
Absonderung aus medizinischer und rechtlicher Sicht verhältnismäßig 
und gerechtfertigt. 

Zur Eindämmung von Infektionen ist es zudem erforderlich, dass sich auch 
diejenigen Personen, die Symptome zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-In-
fektion hindeuten (COVID-19-typische Symptome), und für die entweder 
das Gesundheitsamt eine Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet hat oder 
die sich aufgrund der Symptome nach ärztlicher Beratung einer Testung 
auf SARS-CoV-2 unterzogen haben (Verdachtspersonen), zunächst in 
Absonderung begeben. Das Gesundheitsamt oder der beratende Arzt 
haben die Verdachtsperson über die Verpflichtung zur Quarantäne zu 
informieren. Die Meldepflicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. t und 
§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 44a IfSG, die auch in Fällen gilt in denen die betref-
fende Person nicht bereit ist sich freiwillig einer Testung zu unterziehen, 
bleibt unberührt. Für Personen, die sich ohne Symptome einer lediglich 
aus epidemiologischer Indikation vorsorglich vorgenommenen Testung 
(etwa einer sogenannten „Reihentestung“) unterziehen, gilt die Pflicht 
zur Absonderung nach dieser Allgemeinverfügung nicht, solange kein 
positives Testergebnis vorliegt.

Darüber hinaus ist unabdingbar, dass sich Personen mit einem positiven 
Testergebnis unverzüglich nach Kenntniserlangung absondern müssen. 
Die Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 kann auch durch asym-
ptomatische Personen übertragen werden. Liegt ein positives Testergeb-
nis vor, bestehen dringende Anhaltspunkte für eine Infektion. Hierbei 
kommt es nicht darauf an, wo und aus welchem Anlass die Testung 
vorgenommen wurde. Damit die positiv getestete Person sich und ggf. 
ihre Hausstandsangehörigen unverzüglich absondern kann, informiert 
die das Testergebnis bekanntgebende Stelle bzw. Person auch über die 
Pflicht zur Absonderung.

Personen, die mittels eines Antigentests positiv getestet wurden, müs-
sen eine bestätigende Testung mit einem Nukleinsäurenachweis (z. B. 
PCR-Test) durchführen, um potenzielle falsch-positive Testergebnisse 
auszuschließen. Wenn der PCR-Test negativ ausfällt, endet die Pflicht 
zur Absonderung für die Person und ggf. ihre Hausstandsangehörigen. 
Das Gesundheitsamt ist unverzüglich über das negative Testergebnis 
zu informieren.

Durch die Ausweitung von Testmöglichkeiten und die unterschiedlichen 
Anbieter von Testungen kann trotz der nach dem Infektionsschutzgesetz 
bestehenden Meldepflichten nicht ausgeschlossen werden, dass die positiv 
getestete Person von dem Ergebnis der Testung schneller erfährt als das 
zuständige Gesundheitsamt auf dem Meldeweg nach dem Infektions-
schutzgesetz. Zudem unterliegen Personen, die außerhalb des Gebietes 
der Bundesrepublik Deutschland Testungen vornehmen, nicht dem 
Meldeweg des Infektionsschutzgesetzes. Es ist daher erforderlich, dass 
positiv getestete Personen von sich aus das zuständige Gesundheitsamt 
und ihre engen Kontaktpersonen (insb. Hausstandsangehörige) über das 
positive Testergebnis informieren. Das Gesundheitsamt trifft dann die 
weiteren Anordnungen. 

Die positiv getestete Person ist angehalten, den PCR-Testnachweis auf-
zubewahren. Bei Bedarf kann auf der Grundlage von § 22 Absatz 6 des 
Infektionsschutzgesetzes in Apotheken oder der Arztpraxis ein COVID-
19-Genesenenzertifikat erstellt werden.

Personen, welche die Corona-Warn-App nutzen, wird dringend empfoh-
len, das positive Testergebnis dort zu teilen. Die Nutzung der Corona-
Warn-App ist freiwillig, insofern ist hier lediglich ein Appell und keine 
rechtlich verpflichtende Anordnung möglich. Dennoch wird dies in die 
Allgemeinverfügung aufgenommen, um möglichst viele potenzielle 
Kontaktpersonen zu warnen, allgemein die Nutzung der Corona-Warn-
App zu befördern und das eigenverantwortliche Handeln zu stärken. 
Der Freistaat Sachsen empfiehlt die Nutzung der Corona-Warn-App. 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html
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Zu Nr. 3:

Um eine Weitergabe des Virus zu vermeiden, müssen die in ihrer Wirk-
samkeit anerkannten Hygieneregeln und Schutzmaßnahmen durch die 
enge Kontaktpersonen, Verdachtspersonen und positiv getestete Per-
sonen zuverlässig eingehalten werden. Dies trifft auch auf die mit der 
Kontaktperson, der Verdachtsperson oder der positiv getesteten Person 
in einem Hausstand lebenden Personen zu. Hierzu ist eine umfassende 
Belehrung durch das Gesundheitsamt vorgesehen.

Zu Nr. 4:

Um die weitere gesundheitliche Entwicklung bei den engen Kontakt-
personen, die ein höheres Krankheitsrisiko für COVID-19 haben, nach-
vollziehen zu können, müssen Kontaktperson und Gesundheitsamt 
regelmäßigen Kontakt halten. Ideal ist in diesem Fall ein täglicher Kontakt. 
Zur Bestätigung einer SARS-CoV-2 Infektion bzw. COVID-19-Erkran-
kung muss das Gesundheitsamt eine entsprechende Diagnostik bzw. 
die Entnahme von Proben (z. B. Abstriche der Rachenwand) veranlassen 
können. Das zu führende Tagebuch unterstützt die Kontaktpersonen, 
frühzeitig Krankheitssymptome zu erkennen und ermöglicht dem 
Gesundheitsamt gesundheitliche Risiken von anderen Personen, z. B. 
der Haushaltsangehörigen, sowie den Verlauf der Absonderung bzw. 
Erkrankung einschätzen zu können.

Zu Nr. 5:

Beim Auftreten von für COVID-19 einschlägigen Krankheitszeichen bei 
einer engen Kontaktperson muss das Gesundheitsamt unverzüglich 
informiert werden, um die weiteren infektionsmedizinischen Maß-
nahmen ohne Verzug ergreifen zu können. Verdachtspersonen müssen 
das Gesundheitsamt informieren, wenn sich ihr Gesundheitszustand 
verschlechtert. Mit den weiteren Regelungen wird erreicht, dass eine 
notwendige medizinische Behandlung oder ein Rettungstransport mit 
Kenntnis des Gesundheitsamtes möglich ist. Gleichzeitig wird aber auch 
ein ausreichender Schutz Dritter vor einer Infektion sichergestellt. Außer-
dem ist es erforderlich, dass auch minderjährige Kontaktpersonen und 
Verdachtspersonen bzw. solche, die eine Betreuerin bzw. einen Betreuer 
haben, unter die Regelungen zur Absonderung fallen. Die in diesem Fall 
verantwortliche Person muss festgelegt werden.

Zu Nr. 6:

Die Absonderung kann erst dann beendet werden, wenn der enge Kontakt 
einer Person mit einer SARS-CoV-2 infizierten Person bzw. einem COVID-
19-Fall, der zur anschließenden Absonderung geführt hat, mindestens 10 
Tage zurückliegt und während der ganzen Zeit der Isolation keine für 
COVID-19 typischen Symptome aufgetreten sind. Die Absonderungs-
zeit kann früher beendet werden, wenn ein frühestens am 5. Tag nach 
dem letzten Kontakt zum Quellfall vorgenommener PCR-Test oder ein 
frühestens am 7. Tag vorgenommener Antigenschnelltest negativ ausfällt. 
Die Absonderung endet mit dem Vorliegen des negativen Testergebnis-
ses. Das negative Testergebnis muss unverzüglich dem Gesundheitsamt 
übermittelt werden. Die Testung muss als Fremdtestung durch einen 
Leistungserbringer nach § 6 Abs. 1 Coronavirus-Testverordnung (TestV), 
wie zum Beispiel Arztpraxen, Apotheken oder beauftragte Teststellen 
erfolgen. Der Antigenschnelltest muss die durch das Paul-Ehrlich-Institut 
in Abstimmung mit dem Robert Koch-Institut festgelegten Mindestkrite-
rien für Antigen-Tests erfüllen. Der Antigenschnelltest muss die durch 
das Paul-Ehrlich-Institut in Abstimmung mit dem Robert Koch-Institut 
festgelegten Mindestkriterien für Antigen-Tests erfüllen und vom Paul-
Ehrlich-Institut evaluiert wurden. 
Abweichend von vorgenannter Regelung kann die Absonderungszeit 
von Personen, die eine Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nr. 1 bis 3 
IfSG besuchen oder dort im pädagogischen oder lehrenden Bereich be-
schäftigt sind, früher beendet werden, wenn ein frühestens am 5. Tag der 
Absonderung vorgenommener Antigenschnelltest negativ ausfällt. Dies 
gilt nur, wenn in der Gemeinschaftseinrichtung seriell auf das Vorliegen 
von SARS-CoV-2 getestet wird. Eine serielle Testung liegt vor, wenn in 
regelmäßigen Abständen mindestens einmal wöchentlich eine Testung 
erfolgt. Die obigen Anordnungen hinsichtlich Testabnahme, Testqualität 
sowie Übermittlung an das Gesundheitsamt bleiben unberührt.

Die Absonderung der Verdachtsperson endet mit dem Vorliegen eines 

negativen Testergebnisses (PCR-Test). Bei positivem Ergebnis des PCR-
Test muss die Absonderung gemäß den Regelungen für positiv getestete 
Personen fortgesetzt werden. Das zuständige Gesundheitsamt trifft die 
erforderlichen weiteren Anordnungen.

Bei positiv getesteten Personen endet die Absonderung nach 14 Tagen 
bei asymptomatischem Verlauf. Bei symptomatischem Krankheitsver-
lauf endet die Absonderung frühestens 14 Tage nach Symptombeginn 
und Symptomfreiheit seit mindestens 48 Stunden (definiert als nach-
haltige Besserung der akuten COVID-19-Symptomatik gemäß ärztlicher 
Beurteilung). Am Ende ist ein abschließender Antigenschnelltest zum 
Ausschluss von weiterbestehender Infektiosität empfohlen. Besteht der 
Verdacht oder der Nachweis, dass die betroffene Person weiterhin SARS-
CoV-2- positiv und infektiös ist, kann das Gesundheitsamt die Absonde-
rung verlängern bzw. andere Maßnahmen ergreifen. Aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit ist die Verlängerung der Absonderung auf sieben 
Tage zu beschränken. Hier gilt es bei besonderen Patientengruppen, 
wie z. B. immunsuprimierten Personen, eine dauerhafte Absonderung 
zu vermeiden. 

Zu Nr. 7:

Eine Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung kann nach § 73 
Abs. 1a Nr. 6 i.V.m. Abs. 2 IfSG als Ordnungswidrigkeit mit einer Geld-
buße bis zu 25.000 EUR geahndet werden. Wird die Zuwiderhandlung 
vorsätzlich begangen und dadurch die Coronavirus-Krankheit-2019 
(COVID-19) verbreitet, kann dies gemäß § 74 IfSG als Straftat geahndet 
werden.

Zu Nr. 8:

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten sowie die Befristung der Allge-
meinverfügung. Die Allgemeinverfügung gilt zunächst bis einschließlich 
28.11.2021 und ist gemäß § 28 Abs. 3 IfSG in Verbindung mit § 16 Abs. 
8 IfSG kraft Gesetzes sofort vollziehbar.

Mit dem Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung wird gleichzeitig die 
Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig zum Vollzug des Gesetzes zur 
Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(IfSG) – Absonderung von engen Kontaktpersonen, von Verdachtsper-
sonen und von positiv auf das Coronavirus getesteten Personen – vom 
05.10.2021, veröffentlicht im Elektronischen Amtsblatt der Stadt Leipzig 
am 05.10.2021, Ausgabe 12.A/2021, außer Kraft gesetzt. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig in 
04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, Sitzanschrift (Besucheranschrift: 
Gesundheitsamt, Friedrich-Ebert-Straße 19a, 04109 Leipzig) Widerspruch 
eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form 
gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) eingelegt 
werden. Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

1.	 Der Widerspruch kann unter rechtsamt@leipzig.de durch E-Mail mit 
qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG 
erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Hinweise:

Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 1 Sächsisches Verwaltungs-
verfahrens- und Verwaltungszustellungsgesetz (SächsVwVfZG) i. 
V. m. § 41 Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) öffentlich 
bekannt gegeben, da eine Bekanntgabe an die Beteiligten aufgrund der 
Sachlage untunlich ist. Die öffentliche Bekanntgabe erfolgt gemäß §§ 1 
SächsVwVfZG, 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. §§ 1 und 2 der Satzung der 
Stadt Leipzig über die Form der öffentlichen Bekanntmachung und der 
ortsüblichen Bekanntgabe (Bekanntmachungssatzung) vom 24.03.2021 
durch die öffentliche Bekanntmachung dieser Allgemeinverfügung in 
der elektronischen Ausgabe des Amtsblattes der Stadt Leipzig auf der 
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Internetseite der Stadt Leipzig unter https://www.leipzig.de/amtsblatt. 
Jedermann kann unentgeltlich Ausdrucke des elektronischen Amtsblattes 
der Stadt Leipzig, während der allgemeinen Öffnungszeiten erhalten oder 
in öffentlichen Einrichtungen der Stadt Leipzig auf die Publikation zu-
greifen. Ferner besteht die Möglichkeit der Zusendung von Ausdrucken 
gegen Kostenersatz des Versandes.

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG i. V. m. 
§ 2 Abs. 2 der Bekanntmachungssatzung am Tag nach der ortsüblichen 
Bekanntmachung als bekannt gegeben. ■

Leipzig, den 27.10.2021

Burkhard Jung
Oberbürgermeister

https://www.leipzig.de/amtsblatt
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Das Gebiet umfasst ca. 85 Hektar. Der Großteil der Flächen ist als 
Gewerbliche Baufläche (Industriegebiet nach § 9 BauNVO möglich) 
im Flächennutzungsplan dargestellt. Es existieren zwei Grünflächen, 
die als Kleingartenanlagen genutzt werden. Planungsrechtlich gilt 
für den überwiegenden Teil des Gebiets der Bebauungsplan Nr. 335 
„Merseburger Straße / Ludwig-Hupfeld-Straße / Schomburgkstraße / 
Plautstraße – Nutzungsarten“ bekannt gemacht im Leipziger Amtsblatt 
Nr. 12/2014 am 07.06.2014. Dieser B-Plan ist ein sog. einfacher B-Plan 
nach § 30 (3) BauGB, in dem nur Festsetzungen zur Steuerung des 
lokalen Einzelhandels getroffen werden. Soweit keine Festsetzungen 
getroffen sind, richtet sich die Zulässigkeit von Vorhaben folglich nach 
§ 34 oder § 35 BauGB. Der Bebauungsplan Nr. 84 „Franz-Flemming-
Straße“ der Stadt Leipzig, bekannt gemacht in der LVZ am 10.07.2004, 
gilt für einen Teilbereich des Gebietes. Dieser qualifizierte B-Plan nach 
§ 30 (1) BauGB enthält u. a. Festsetzungen zur Art der baulichen Nut-
zung - z. B. Industriegebiet gemäß § 9 BauNVO - und zum Maß der 
baulichen Nutzung - z.B. GRZ 0,8 und GFZ 2,4. Weitere Festsetzungen 
zu Bauweise, Erschließung oder Grünordnung etc. sind dem B-Plan 
zu entnehmen. Desweiteren gibt es einen in Aufstellung befindlichen 
B-Plan Nr. 452 für den Bereich Bahnbogen Leutzsch.
Das Gebiet ist ein Altindustriegebiet mit historischer Bedeutung. Es war 
und ist geprägt vom metallverarbeitenden Gewerbe. Auf der größten 

zusammenhängenden Fläche im Gebiet von ca. 14 Hektar war bis 2020 
die Gusswerke Leipzig GmbH (ehemals Halberg Guss GmbH) ansässig. 
Das Areal wurde kürzlich von einem Projektentwickler erworben. In 
der metallverarbeitenden Industrie sind aus Wirtschaftsperspektive die 
Unternehmen HQM GmbH und die KRW Kugel- und Rollenlagerwerk 
Leipzig GmbH zu erwähnen. Beide Unternehmen sind Zulieferbetriebe 
für die Automobilindustrie und zählen auch gemessen an der Anzahl 
der Mitarbeiter zu den wichtigsten Industrieunternehmen in Leipzig. 
Der weitere Unternehmensbesatz kennzeichnet sich als vielfältig und 
reicht vom KFZ-Gewerbe, über Fortbildungseinrichtungen bis hin zu 
kleingewerblichen Strukturen, z. B. im Ludwig-Hupfeld-Center. Ent-
lang der Merseburger Straße existiert vor allem konsumorientiertes 
Gewerbe, Autohäuser, Fachhandel und Drive-In-Gastronomie. Die 
innere Erschließung wird als unzureichend beurteilt und befindet sich 
in einem teilweise schlechten Sanierungszustand, sodass öffentliche 
sowie private Zuwegungen und Straßen für den Wirtschaftsverkehr 
teilweise nur schwer passierbar sind.
Es gibt im Gebiet eine Reihe von ungenutzten Grundstücken und 
Brachflächen. Zudem besteht für einige Flächen der Verdacht auf 
Altlasten. Es existieren erhebliche Flächenpotenziale mit unterschied-
lichen Qualitäten. Die Aufgabenstellung der anzufertigenden Poten-
zialstudie orientiert sich in Teilen am Leistungsbild zur Erarbeitung 
von Bebauungsplänen. 

3.	 Städtische Ziele für das Gebiet
Unter dem Leitsatz „Leipzig wächst nachhaltig“ stehen Im Integrierten 
Entwicklungskonzept der Stadt Leipzig kurz INSEK Leipzig 2030 
die vier wegweisenden Aufgaben mit den zugeordneten Handlungs-
schwerpunkten (Bild unten).

Ausschreibung für die Durchführung einer
Potenzialstudie für den Altindustriestandort  

Ludwig-Hupfeld-Straße

1.	 Leistungsgegenstand
Das Amt für Wirtschaftsförderung der Stadt Leipzig schreibt eine 
Potenzialstudie für das Altindustriegebiet Ludwig-Hupfeld-Straße aus. 
Zielstellung ist es, Potenziale für die Entwicklung und Revitalisierung 
des Altindustriegebietes zu analysieren und konkrete Handlungs-
empfehlungen zur Aktivierung dieser Potenziale zu erarbeiten. Die 
gewonnenen Erkenntnisse dienen der zukünftigen Erarbeitung einer 
Planung zur bedarfsgerechten Erschließung und Nutzung des Gebietes. 

2.	 Ausgangslage und Gebiet 
Das zu betrachtende Gebiet liegt im Westen der Stadt in den Stadt-
teilen Böhlitz-Ehrenberg und Leutzsch nördlich von der Merseburger 
Straße (B87/B181). Zwei Bahntrassen begrenzen das Areal im Osten 
und Westen. Im Norden schließt ein kleiner Teil der Georg-Schwarz-
Straße den Rahmen. Die nachfolgende Abbildung zeigt die Grenzen 
des Betrachtungsgebietes (rote Markierung).   

Abb.: Betrachtungsgebiet in der Ansicht des Flächennutzungsplans

Die zu erarbeitende Potenzialstudie ist vor allem dem Handlungs-
schwerpunkt „Vorsorgendes Flächen- und Liegenschaftsmanagement“ 
(unter „Leipzig besteht im Wettbewerb“) zuzuordnen. Die damit ver-
bundenen, konkreten Zielstellungen der Studie lassen sich den zwei 
Zieldimensionen „Leipzig setzt auf Lebensqualität“ und „Leipzig be-
steht im Wettbewerb“ zuordnen. Es wird zudem auf die entsprechend 
relevanten Maßnahmen aus dem Sofortmaßnahmenprogramm zum 
Klimanotstand 2020 (SPK) und der Fachförderrichtlinie Wirtschaft 
(FRW) verwiesen.
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Leipzig setzt auf Lebensqualität Leipzig besteht im Wettbewerb Weitere Ziele

Verbesserung der ökologischen 
Situation, Etablierung von 
Klimaschutz- und Klimawandel-
anpassungsmaßnahmen, 
insbesondere:

-	 Abbau von Hitzestau, extrem-er 
Wärmebelastung (1 SPK)

-	 Schaffung von Lebensraum für 
Flora und Fauna (4 SPK)

-	 Schaffung von grünen Inseln, 
Durchwegungen 

-	 Reduzierung der Versiegelung (4 
SPK)

-	 Halten von Wasser im Gebiet
(3 SPK)

Energieeffiziente und erneuerbare 
energetische Versorgung bis hin zur 
Möglichkeit eines CO2-neutralen 
Industriegebietes

(1 SPK)

Sicherung des Unternehmens-
bestands und Schaffung von 
Erweiterungspotenzialen (1.1.1 FRW)

Neuansiedlungsflächen für 
Industrieunternehmen schaffen und 
für diese vorbehalten (24h-Gewerbe) 
(1.1.3 FRW)

Verbesserung der verkehrs-
technischen Infrastruktur 
und Straßensanierung unter 
Berücksichtigung des Rad- und 
Fußverkehrs

Sicherung der Medienversor-
gung, Beseitigung von Versor-
gungsengpässen und Minimierung 
von Havarierisiken

Gemeinschaftliche 
Quartierentwicklung, Teilhabe

Betriebliche und überbetriebliche 
Kooperationen im Gebiet fördern 
(1.1.2 FRW)

Verbesserung der Verkehrssicherheit

Der  STEP „Gewerbliche Bauflächen“ ist die planerische Zielkonzeption 
der Stadt Leipzig für die Entwicklung der gewerblichen Bauflächen 
im Stadtgebiet. Eine Fortschreibung als STEP Wirtschaftsflächen be-
findet sich gegenwärtig in Bearbeitung. Vorrangiges Ziel des STEP ist 
es, mit einem quantitativ ausreichenden und qualitativ differenzierten 
Angebot an Gewerbe- und Industrieflächen den Wirtschaftsstandort 
zu stärken. Im STEP „Gewerbliche Bauflächen“ ist das Industrie- und 
Gewerbegebiet Ludwig-Hupfeld-Straße im Zielplan als „Revitalisie-
rung mit Priorität“ (gezielte Entwicklung industriell-gewerblicher 
Nutzung) dargestellt. 

4. Zukünftige Lenkungsgruppe und zu Beteiligende
Lenkungsgruppe:
	- Amt für Wirtschaftsförderung, Stadt Leipzig
	- Stadtplanungsamt, Stadt Leipzig
	- Verkehrs- und Tiefbauamt, Stadt Leipzig
	- Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung, Stadt Leipzig

Fachlich zu beteiligen:

Innerhalb der Stadtverwaltung 
Leipzig

Weitere Interessengruppen

Amt für Umweltschutz Ansässige Unternehmen 
Amt für Bauordnung und 
Denkmalpflege

Flächeneigentümer und 
-nutzer

Liegenschaftsamt Diverse Medienversorger 
Referat Nachhaltige 
Entwicklung und Klimaschutz

Leipziger Verkehrsbetriebe

Amt für Stadtgrün und 
Gewässer

Stadtbezirksrat und 
Ortschaftsrat

Für die Laufzeit des Projektes wird seitens der Stadt eine Lenkungs-
gruppe eingerichtet. Zudem sind im Kommunikationsprozess während 
des Leistungszeitraumes zumindest die angegebenen stadtverwal-
tungsinternen sowie die angegebenen weiteren Interessengruppen 
zu beteiligen. Für den Projektstart übernimmt die Koordination für 
den stadtverwaltungsinternen Beteiligungsprozess das Amt für Wirt-
schaftsförderung. Die weitere Beteiligung der verschiedenen Akteure 
zur Erfüllung der Leistungsbestandteile wird durch den Auftragnehmer 
in Abstimmung mit dem Auftraggeber durchgeführt.

5. Leistungsbestandteile
A) Bestandsaufnahme und -analyse 

	- Ermitteln des Zustands des Untersuchungsgebiets und Analyse
	- vorhandene Bebauung und Nutzung, Eigentümerverhältnisse 
	- Unternehmensstruktur und Branchenprofil
	- Erfassung von Brachflächen und Leerständen
	- Verkehrsstruktur und verkehrliche Erschließung 
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	- Ver- und Entsorgungsanlagen
	- Umweltverhältnisse unter Berücksichtigung von Restriktionen und 

Besonderheiten, Altlasten
	- Denkmalschutz und Milieuwerte, Naturschutz, Baustrukturen
	- Sonstige Planungen im Gebiet
	- Gestaltung des öffentlichen Raums (z.B. gastronomische Versorgung 

für Beschäftigte, Gestaltung von Freiflächen)
	- Energiebedarfe: Wärme, Kälte, Strom
	- ökologische Faktoren sowie die unmittelbar beeinflussbare klein-

klimatische Situation

Für die Bestandsaufnahme und -analyse gibt es bereits umfassendes 
Material, was durch die Stadtverwaltung nach Vergabe zur Verfügung 
gestellt wird (siehe 6.).

B) Potenzialanalyse

Hier sind aus den Erkenntnissen aus A) die vielseitigen Potenziale 
abzuleiten und mit konkreten Handlungsempfehlungen mit Varianten 
bzw. Szenarien zu untersetzen. 
Die jeweiligen Handlungsempfehlungen sollen folgende Punkte be-
inhalten bzw. berücksichtigen: 
	- Beschreibung mit Zuordnung zu den Zielen (siehe Punkt 3 dieser 

Leistungsbeschreibung) und Themenfeldern (siehe unten)
	- Meilensteinplanung und Zeitschiene, Grobkostenschätzung mit 

Eckwerten 
	- (kommunale) Instrumente und Werkzeuge 
	- Beteiligte, Stakeholder der Maßnahme
	- Abwägungen und mögliche Interessen-/Nutzungskonflikte 
	- Finanzierungsaspekte und Fördermöglichkeiten

Die vorgestellten Handlungsempfehlungen sollen einen umsetzungs- 
und praxisorientierten Charakter aufweisen, sodass nicht die Darstel-
lung aller Möglichkeiten im Vordergrund steht, sondern die gezielte 
Vorbereitung einer optimalen Lösung. Das meint die Abwägung aller 
ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Belange sowie die Beach-
tung bzw. Einhaltung der Anforderungen und Regelungen, die sich 
aus den vorhandenen Fachplanungen, B-Plänen etc. ergibt. Dabei sind 
die Varianten mindestens nach ihrer (technischen) Realisierbarkeit, der 
Wirtschaftlichkeit sowie den ökologischen Auswirkungen zu prüfen.

Bei den Empfehlungen sollen mindestens die Punkte, die unter den 
nachfolgenden Themenfeldern benannt sind, berücksichtigt und ge-
prüft werden. 
 
Themenfeld: Flächen
	- Flächenpotenziale und Leerstände verbunden mit Aktivierungs-

möglichkeiten 
	- Nutzungskonkurrenzen/-konflikte
	- Lösungsvorschläge zur Beseitigung von Entwicklungshemmnissen 

Themenfeld: Erschließung 
	- Lösungen zur Sicherung der zukünftigen Medienbedarfe, Beseiti-

gung von Restriktionen
	- Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur unter Berücksichtigung 

logistischer Anforderungen und Kapazitäten sowie der Radver-
kehrsinfrastruktur und des Fußverkehrs 

	- Vorschläge zur Entwicklung des öffentlichen Nahverkehrs, für 
nachhaltige Mobilitätskonzepte und Parkraumkonzepte 

	- Vorschläge für Gestaltungsmöglichkeiten des öffentlichen Raums
	- Aufzeigen von Handlungsempfehlungen abgeleitet aus den Be-

darfen
	- Handlungsempfehlungen an die Bauleitplanung und Vorbereitung 

Leistungsphase 3 (nach HOAI)

Themenfeld: Energie und Klimaschutz/-anpassung
	- Möglichkeiten mit Handlungsempfehlungen für moderne und 

nachhaltige energetische Sanierung/Versorgung im Sinne einer 
Energiereduktion und CO2-Neutralität in Anlehnung an die fol-
genden Szenarien

	- Bedarfs-Szenarien:
•	 Standard-Szenario (Energiebedarf gem. gesetzlichen Vorschriften 

nach EnEV) 
•	 Niedrigenergie-Szenario (Energiebedarf gem. KfW-55 Standard)
•	 Passivhaus-Szenario (Energiebedarf gem. Passivhausbauweise) 
•	 Plusenergiehaus-Szenario

	- Versorgungsszenarien: 
•	 zentrale als auch dezentrale Varianten, z.B. Einsatz Erneuerbarer 

Energien (Solarthermie, Biomasse, Photovoltaik), BHKW, Nie-
dertemperaturnetz, Wärmepumpen sowie daraus abzuleitende 
Kombinationen und der Einsatz von Speichertechnologien

•	 Errichtung eines Nahwärmenetzes, Chancen der Sektorenkopp-
lung (bspw. E-Mobilität) 

	- Potenziale für Kreislaufwirtschaft und Ressourceneffizienz auf-
zeigen

	- Schaffen von Ausgleichsflächen, „grünen Inseln“, Fassaden- und 
Dachbegrünung und weiteren Maßnahmen zur Anpassung an den 
Klimawandel

Methodischer Ansatz und Hinweise
Für die Leistungserfüllung ist für die Bestandsanalyse sowie besonders 
für die Potenzialanalyse ein Beteiligungsprozess aller Akteure (Punkt 
4) gewünscht. Die wichtigsten Zielgruppen sind die Unternehmen 
und Nutzer vor Ort. Für die Beteiligung können folgende Werkzeuge 
genutzt werden (Vorschläge): qualitative Interviews, Umfrage, Kon-
ferenzen, Workshops. 
Hierbei sollen unbedingt neben den aktuellen, auch die zukünftigen 
Nutzungen, Entwicklungstendenzen, Flächenbedarfe unter Berück-
sichtigung möglicher Erweiterung, Entwicklung oder ggf. Rückzug der 
Nutzer mit abgefragt und berücksichtigt werden. Es sind zusätzlich 
mögliche Kooperationen/lokale Netzwerke der Nutzer zu eruieren. 
Die vom Auftraggeber zu benennenden Unternehmen sind unbedingt 
zu berücksichtigen. 

Im Ergebnis sollen die Leistungsbestandteile in einer Studie schriftlich 
vorgelegt werden. Es ist darauf zu achten, dass die Schwerpunkte der 
Studie in präsentationsfähiger Form dargestellt werden, d.h. mit Hilfe 
einer SWOT-Analyse, in Grafiken, Steckbriefen, Übersichten, Plänen, 
Kartendarstellung etc. Zudem ist ein Exzerpt anzufertigen, das die 
wesentlichen Ergebnisse zusammenfasst.

6. Hinweise zur Angebotsabgabe und zum weiteren Ablauf

Formale Voraussetzungen
Die formalen Voraussetzungen sind:
	- fristgerechte Abgabe in einem verschlossenen Umschlag postalisch 

an die Adresse:
Stadt Leipzig
Amt für Wirtschaftsförderung
80.1 / Stichwort: Potenzialstudie LuHu
Martin-Luther-Ring 4-6
04109 Leipzig

	- Abgabe bis zum 30. November 2021 (Frist)
	- Unterschrift auf dem Angebot,
	- Vollständigkeit des Angebotes,
	- Übergabe folgender Nachweise und Referenzen:

•	 Benennung und Kurzdarstellung möglichst aller vergleichbaren 
Projekte aus den vergangenen fünf Jahren 

•	 Benennung und Kurzdarstellung von vergleichbaren Beteili-
gungsprozessen aus den vergangenen fünf Jahren 

Es können nur Angebote, die vollständig und unter Berücksichtigung 
der formalen Voraussetzungen weiter berücksichtigt und bewertet 
werden. Ein Rechtsanspruch besteht nicht.

Inhalt und Hinweise zum Angebot sowie Budget
Ihr Angebot sollte beinhalten:
	- unterschriebenes Preisangebot und zu Grunde liegende Kalkulation 

unter Angabe von Stundensätzen für die Projektleitung, Mitarbeiter 
und Hilfskräfte 

	- Darstellung der Projektbeteiligten und Angaben zur Projektkom-
munikation

	- Darstellung der Herangehensweise/Methodik, einer Meilenstein-
planung sowie Angaben zum Beteiligungsprozess

	- Berücksichtigung aller geforderten Leistungsbestandteile

Zusätzlich zur postalischen Zusendung des Angebots bitten wir um 
eine digitale Übermittlung an:
katharina.klare@leipzig.de und uwe.schmidt-hofestaedt@leipzig.de.

Der Auftraggeber behält sich vor, Teilleistungen des Angebotes zu ver-
geben. Über die erforderlichen Leistungsbestandteile hinausgehende, 
empfohlene Leistungen, können als Optionen angegeben werden.
Das Budget für die zu erbringenden Leistungen liegt bei 80.000 Euro 
brutto (Orientierungsrahmen). Im angegebenen Honorar müssen 

mailto:katharina.klare@leipzig.de
mailto:uwe.schmidt-hofestaedt@leipzig.de
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die Mehrwertsteuer, eventuell anfallende Reisekosten und eventuell 
weitere Kosten bereits enthalten sein. Angebote über 100.000 Euro 
brutto  und unter 60.000 Euro brutto werden beim Kriterium Preis in 
der Bewertung nicht berücksichtigt.

Die Kosten für die Angebotserstellung werden nicht ersetzt. 
Ihr Angebot wird bei Auftragsvergabe Grundlage des Vertrages.

Die Leistung ist bis zum 31. Dezember 2022 zu erbringen.

Bitte berücksichtigen Sie, dass die Auftragsvergabe von einem haus-
internen Gremienbeschluss der Stadt Leipzig abhängig ist. Dieser wird 
erst im 1. Quartal 2022 erwartet. Dies ist in der Bindefrist zu Ihrem 
Angebot aufzunehmen.

Bietergemeinschaft
Die Hinzuziehung von externen Kompetenzen in Form einer Koopera-
tion oder Ähnlichem ist im Angebot anzuzeigen. Bei der Zusammen-
arbeit mit einer anderen Institution oder mehreren Institutionen ist 
anzugeben, ob diese als Bietergemeinschaft oder durch Unterbeauf-
tragung zu verstehen ist. Bietergemeinschaften haben die Mitglieder 
sowie eines ihrer Mitglieder als bevollmächtigten Vertreter für den 
Abschluss und die Durchführung des Vertrages zu benennen. Der 
Vertretungsberechtigte ist auch gesamtverantwortlich für die Erbrin-
gung der Leistung.

Zuschlagskriterien
Der Zuschlag erfolgt auf das wirtschaftlichste Angebot. Zur Bestim-
mung der Wirtschaftlichkeit werden folgende Kriterien verwendet:

Kriterium 1: Preis 20 %

((günstigstes Angebot 
aller Bieter / Angebot des 
Bieters) x 20 %) x 100

Kriterium 2: Personal und 
Projektkommunikation

2.1 Personalorganigramm

2.2 Projektkommunikation

20 %

0 bis 10 Punkte

0 bis 10 Punkte
Kriterium 3: Herangehensweise, 
Meilensteinplanung und 
Beteiligungsprozess

3.1 Herangehensweise und 
Methodik 

3.2 Umfang und Qualität der 
Meilensteinplanung

3.3 Angaben zur Durchführung 
des Beteiligungsprozesses

60 %

0 bis 10 Punkte

0 bis 10 Punkte

0 bis 10 Punkte

Gesamt 100 %

Die Angebotswertung erfolgt beim Kriterium 1: Preis über eine Be-
rechnung nach der angegebenen Formel mit entsprechend angegebener 
Gewichtung. Für Kriterium 2 und Kriterium 3 erfolgt die Bewertung 
nach Punkten gemäß nachfolgender Regelungen und nach der jeweils 
angegebenen Gewichtung. 

Kriterium 2: Personal und Projektkommunikation
2.1 Personal
Vom Bieter sind alle im Projekt eingeplanten Teammitglieder mit 
ihrem Aufgabengebiet, Verantwortlichkeiten und Qualifikationen, 
ggf. Firmenzugehörigkeit darzustellen.

2.2 Projektkommunikation
Es ist vom Bieter zu erläutern, in welcher Art und Weise mit den 
Projektbeteiligten und im eigenen Planungsteam kommuniziert wird 
und wie die Ergebnisse der Kommunikation dokumentiert werden.

Beide Unterkriterien werden jeweils wie folgt bewertet.
•	 10 Pkt.		

Die Informationen weisen auf eine sehr hohe Kompetenz hin 
und lassen einen sehr erfolgreichen und reibungslosen Projekt-
verlauf erwarten.

•	 5 Pkt.		
Die Informationen weisen auf eine gute Kompetenz hin und lassen 
einen im Wesentlichen reibungslosen Projektverlauf erwarten.

•	 0 Pkt.	
Die Informationen weisen auf Mängel bei der Kompetenz hin 
oder lassen notwendige Angaben vermissen.

Kriterium 3: Herangehensweise, Meilensteinplanung und Beteili-
gungsprozess (60%)
3.1 Herangehensweise und Methodik
Anhand einem oder mehrerer Referenzprojekte zur Quartiersent-
wicklung oder/und energetische Sanierung erläutert der Bieter die 
Herangehensweise und die geplante Projektabwicklung. Das umfasst 
Angaben zu den einzusetzenden Methoden und Hilfsmitteln.

•	 10 Pkt.		
Alle wesentlichen Gesichtspunkte zur Herangehensweise und 
der geplanten Projektabwicklung sind sehr gut verständlich und 
logisch dargestellt.

•	 5 Pkt.		
Alle wesentlichen Gesichtspunkte zur Herangehensweise und der 
geplanten Projektabwicklung sind im Wesentlichen verständlich 
und logisch dargestellt.

•	 0 Pkt.		
Alle wesentlichen Gesichtspunkte zur Herangehensweise und der 
geplanten Projektabwicklung sind nur in Ansätzen verständlich 
und logisch dargestellt.

3.2 Umfang und Qualität der Meilensteinplanung
Der Bieter erstellt eine vorläufige Meilensteinplanung für die gesamte 
Projektlaufzeit. Das umfasst eine Zeitschiene und die Angabe von 
Verantwortlichkeiten und Kommunikationsmitteln zur Erreichung 
der jeweiligen Meilensteine.

•	 10 Pkt.	
Die Meilensteinplanung und die geforderten Angaben sind sehr 
gut nachvollziehbar dargestellt und lassen einen reibungslosen 
Ablauf erwarten.

•	 5 Pkt.	
Die Meilensteinplanung und die geforderten Angaben sind 
im Wesentlichen nachvollziehbar dargestellt und lassen einen 
reibungslosen Ablauf erwarten.

•	 0 Pkt.	
Die Meilensteinplanung und die geforderten Angaben sind nur 
in Ansätzen nachvollziehbar. Ein reibungsloser Ablauf kann 
nicht erwartet werden.

3.3 Angaben zur Durchführung des Beteiligungsprozesses
Der Bieter erläutert anhand eines oder mehrerer Referenzprojekte die 
Durchführung des geforderten Beteiligungsprozesses. 

•	 10 Pkt.	
Die Angaben zum Beteiligungsprozess sind sehr gut nach-
vollziehbar und lässt eine Beteiligung aller wichtigen Akteure 
erwarten.

•	 5 Pkt.	
Die Angaben zum Beteiligungsprozess sind im Wesentlichen 
nachvollziehbar und lassen eine Beteiligung aller wichtigen 
Akteure erwarten.

•	 0 Pkt.
Die Angaben zum Beteiligungsprozess sind nur in Ansätzen 
nachvollziehbar und/oder eine Beteiligung aller wichtigen 
Akteure ist nicht zu erwarten.

Der Zuschlag erfolgt auf das Angebot, welches unter Berücksichtigung 
der genannten Kriterien und Gewichtungen insgesamt den höchsten 
Punktwert erreicht. Bei Punktgleichheit erfolgt der Zuschlag auf das 
Angebot mit der niedrigsten gewerteten Angebotssumme.

Projektstart 
Der ausgewählte Auftragnehmende wird zu einem Kick-Off Gespräch 
mit der Lenkungsgruppe eingeladen. Dieses Gespräch bildet den Pro-
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jektstart. Hierbei werden u.a. die Leistungsbestandteile, der Umfang 
und die im Projekt zu beteiligten Institutionen und Personen besprochen. 
Soweit möglich, werden dem Auftragnehmer diese zu Beteiligenden 
mit Kontaktdaten vom Auftraggeber zur Verfügung gestellt. Außerdem 
erhält der Auftragsnehmer folgende Materialien (Auswahl): 

	- Fachkonzept Wirtschaft und Arbeit aus dem INSEK 2030
	- Sofortmaßnahmenprogramm zum Klimanotstand 2020
	- Bebauungspläne des Gebietes (Nr. 335, Nr. 84, 452)
	- Ausschnitt Flächennutzungsplan der Stadt Leipzig (ArcGIS)
	- Ausschnitt Landschaftsplan, Luftbilder (Stand 2019), Stadtkarte, 

Flurstückskarte etc. (ArcGIS)
	- STEP Gewerbliche Bauflächen (2005)
	- Ausschnitt aus dem in Fortschreibung befindlichen STEP Wirt-

schaftsflächen 
	- Überblick über den Unternehmensbesatz und Auflistung der für 

den Beteiligungsprozess zu berücksichtigenden Unternehmen, 
beides mit Kontaktdaten

	- Auflistung der zu berücksichtigenden Versorger mit Kontakt-
daten

	- Altlastendarstellung und -analyse, flurstückscharf
	- Stadtklimamodellierung, Karte der Versiegelung, Karte Grün-

volumen  
	- Erste Einschätzung des Amts für Umweltschutz der Stadt Leip-

zig zu Stadtökologie/Klimaschutz/ Energie, Wasser, Arten-/
Naturschutz, Immissionsschutz für das Gebiet

	- Erste Hinweise des Verkehrs- und Tiefbauamts, insbes. zu den 
Planungen bzgl. der Georg-Schwarz-Straße, des ehemaligen 
Polygraph-Gebäudes für das Gebiet

	- Starkregengefahrenkarte

	- Übersicht Versorgungsnetz mit Datengeschwindigkeit für jede 
Anschrift

	- Übersicht BImSchG-Anlagen

Kommunikation und Zwischenergebnisse
Der Auftraggeber ist regelmäßig, mindestens einmal im Monat über 
Zwischenergebnisse zu informieren. Nach der Erreichung von Meilen-
steinen ist ein Zwischenbericht, schriftlich sowie digital vorzulegen. 
Der Einbezug von stadtverwaltungsinternen Stellen ist im Vorfeld mit 
dem Auftraggeber abzustimmen.

Sonstiges
Die beiliegenden Allgemeinen Vertragsbestimmungen für freiberufliche 
Leistungen (AVB-F) sind neben Ihrem Angebot Vertragsgrundlage. 

7. Ansprechpartner

Für Rückfragen stehen Ihnen:

Frau Katharina Klare	 &	 Uwe Schmidt Hofestädt	
Abteilung 80.1				    Abteilung 80.1
Amt für Wirtschaftsförderung	 Amt für Wirtschaftsförderung
Stadt Leipzig				    Stadt Leipzig
Tel: 0341 123 5833				   Tel: 0341 123 5684
E-Mail: katharina.klare@		  E-Mail: uwe.schmidt-
leipzig.de				    hofestaedt@leipzig.de

gern zur Verfügung. ■

mailto:katharina.klare%40leipzig.de?subject=
mailto:katharina.klare%40leipzig.de?subject=
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Für das oben genannte Vorhaben führt die Landesdirektion Sachsen 
auf Antrag der Stadt Leipzig als Vorhabenträgerin für das gemeinsame 
Projekt der Städte Schkeuditz und Leipzig unter dem Geschäftszeichen 
Gz.: L42-0522/529 ein Planfeststellungsverfahren nach § 68 Absatz 1 
und § 70 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit den 
§§ 72 ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) durch. 

Das Vorhaben wird auf Antrag der Vorhabenträgerin einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung unterzogen, da dies angesichts Größe und 
Auswirkungen zweckmäßig ist. Da das Verfahren zur Unterrichtung 
über voraussichtlich beizubringende Unterlagen nach § 5 Absatz 1 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung des Gesetzes, die vor dem 16. Mai 2017 galt, eingeleitet wurde, 
ist die Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 74 Abs. 2 Nr. 1 UVPG 
auch nach dieser Fassung zu Ende zu führen.

Für die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens einschl. der 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung hat die Vorha-
benträgerin entsprechende Unterlagen vorgelegt.

I.

Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um den 4. Bauabschnitt 
des Projekts „Lebendige Luppe – Wiederherstellung ehemaliger Fließ-
gewässer in der Luppenaue“. Das Projekt dient dabei primär dem 
Erhalt sowie der Entwicklung der Leipziger Nordwestaue zwischen 
Elsterbecken und Kleinliebenau. Durch die gezielte Flutung von Au-
waldbereichen sollen bei diesem Naturschutzprojekt insbesondere 
auetypische Lebensraumtypen und Arten wieder etabliert beziehungs-
weise gefördert werden. Zu diesem Zweck entwickelt das Projekt ein 
gesamträumlich integriertes Auenentwicklungskonzept.

Der 4. Bauabschnitt befindet sich im westlichen Teil des Gesamtprojekt-
gebietes. Das Vorhabengebiet wird von der Neuen Luppe im Norden, 
dem Feuchtgebiet Kleewinkel im Osten, dem Gemeindegebiet von 
Kleinliebenau, dem Augraben und dem Saale-Leipzig-Kanal im Süden 
und der Landesgrenze nach Sachsen-Anhalt im Westen umgrenzt. 

Bei der Umsetzung des 4. Bauabschnitts steht die Fließgewässerrena-
turierung des Zschampert, bei der dieser als eigenständiges Gewässer 
typgerecht entwickelt und als Bestandsgewässer aufgewertet wird, vom 
Saale-Leipzig-Kanal bis zum Luppewildbett (Zschampert-Unterlauf) 
am Südrand des Auwaldes im Vordergrund steht. Hierfür wird der 
Zschampert teilweise in sein historisches Gewässerbett zurückverlegt. 
Das Vorhabengebiet liegt dabei zum Großteil auf dem Territorium der 
Stadt Schkeuditz im Landkreis Nordsachsen und zu einem kleineren 
Teil im nordwestlichen Stadtgebiet von Leipzig. 

Mit dem Vorhaben geht eine Verlängerung der Fließstrecke von 2 
km auf rund 6,5 km einher, wobei der Zschampert zukünftig in das 
Luppewildbett und nicht mehr in die Alte Luppe mündet.

Um eine teilflächige Überflutung des Hartholzauwaldes zu erreichen, 
sieht die Planung im Hochwasserfall (bis zu einem HQ5) die schadlose 
Mitführung des Hochwassers aus dem Zschampert bis zum Auwald 
vor. Im Bereich vom Saale-Leipzig-Kanal bis zum Grünen Winkel (1,1 
km) wird dazu die Sohle des Zschampert um etwa 80 cm angehoben 
und das Profil zur Schaffung einer Wechselwasserzone (Sekundäraue) 
angepasst. Im weiteren Verlauf erfolgt im Zschampert-Unterlauf bis 
zu seiner Mündung eine Revitalisierung (Wiederherstellung) des Ge-
wässers in seinem historischen Verlauf (5,4 km), wobei einzelne Ge-
wässerabschnitte neu angelegt bzw. wiederhergestellt werden müssen.
Im Zusammenhang mit dem Ausbau des Gewässers sind insgesamt 11 
Bauwerke wie Furten und Brücken sowie ein größeres Brückenbauwerk 
an der Bundesstraße B 186 neu zum Erhalt von Wegebeziehungen und 
zur Gewässerquerung zu errichten. 

Der Zschampert wird derzeit durch anfallendes Wasser aus seinem 
Einzugsgebiet und Wasser aus dem Saale-Leipzig-Kanal sowie bei Vor-

handensein aus Überschusswasser aus dem Kulkwitzer See gespeist. 
Damit auch in Trockenzeiten Wasser aus dem Saale-Leipzig-Kanal 
Wasser in den Zschampert abgegeben werden kann, ist zur Verstetigung 
der Wasserführung im Niedrigwasserfall eine Wasserüberleitung aus 
dem Lindenauer Hafen in den Saale-Leipzig-Kanal von 50 l/s vorge-
sehen. Dazu ist die Errichtung einer Heberanlage erforderlich, bis der 
Lindenauer Hafen an den Saale-Leipzig-Kanal angeschlossen wird. 
Trotz der naturschutzfachlichen Ausrichtung des Projekts sind im 
Zuge der Umsetzung des Vorhabens Eingriffen in Natur und Land-
schaft nicht zu vermeiden. Daher sieht die Planung auch umfangreiche 
Kompensationsmaßnahmen und Schutzmaßnahmen vor, die ausführ-
lich in der Planunterlage beschrieben werden.

Für das Ausbauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke in den Ge-
markungen Kleinliebenau, Dölzig, Schkeuditz, Burghausen, Schönau 
und Gundorf beansprucht. 

II.

Die Planunterlagen, die auch ausgelegt werden, beinhalten die techni-
sche Planung (Zeichnungen und Erläuterungen), eine Unterlage über 
die Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 5 Abs. 1 Satz 1 UVPG 
a.F. sowie weitere das Vorhaben betreffende entscheidungserhebliche 
Berichte und Empfehlungen. Dazu gehören u.a.: 

•	 ein landschaftspflegerischer Begleitplan,
•	 ein spezieller artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Prüfung 

der vorhabenbedingten Auswirkungen auf besonders geschützte 
und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten und

•	 ein Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie.
Im Einzelnen sind folgende Unterlagen enthalten:

Digitaler Ordner ORDNER-INHALT
0 – Verzeichnisse

Verzeichnis der Planvorlage
I. – Fachplanung I.1 Fachplanung Gewässerausbau und Inge-

nieurbauwerke
I.1.1 Erläuterungsbericht 
Anl. 1: Erläuterungsbericht Brückenbauwerk 
F1
Anl. 2: Erläuterungsbericht Dammscharte 3.46
Anl. 3: Erläuterungsbericht Furt 3.47
Anl. 4: Erläuterungsbericht Brücke 3.48
Anl. 5: Erläuterungsbericht Furt RG 1
Anl. 6: Erläuterungsbericht Schütz  3.50
Anl. 7: Erläuterungsbericht Brückenbauwerk 
3.92
Anl. 8: Erläuterungsbericht Furt D1
Anl. 9: Erläuterungsbericht Furt E1
Anl. 10: Erläuterungsbericht Brückenbau-
werk 3.49
I.2 Fachplanung Durchflussmessung mit 
Datenfernübertragung
Erläuterungsbericht Durchflussmessung 
Zschampert mit Datenfernübertragung sowie 
Anlagen/Pläne
I.3 Fachplanung Überleitung Hafenbecken 
Leipzig (Heberleitung)

Bekanntmachung über die Auslegung der  
Planunterlagen im Planfeststellungsverfahren zum  

Vorhaben Lebendige Luppe, Bauabschnitt 4 – Zschampert
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I.3.1 Erläuterungsbericht Überleitung Hafen-
becken Leipzig (Heberleitung)
I.3.2 Planunterlagen
I.3.3 Anlagen

II - Anhänge zur 
Fachplanung 

II.1. Bauwerksverzeichnis 
II.2. Hydraulische Berechnungen und Mo-
dellierung
II.2.1 Hydraulische Modellierung Zschampert 
stationär MNQ und MQ; instationär HQ 5, 
IWS Kurzbericht, Pläne 3.2.1 und 3.3.1, An-
lage A03-6.1
II.2.2.1 Hydraulische Nachweise Bauwerke 
F1, 3.46, 3.47, 3.48, RG1, 3.50, 3.92, D1 und E1
II.2.2.2 Hydraulische Nachweise Bauwerk 3.49 
II.3. Baugrund- und Bodengutachten/ Alt-
lastenuntersuchungen
II.3.1 Revitatlisierung der Luppe – Lebendige 
Luppe, Geotechnische Untersuchung/Bau-
grundhauptuntersuchung BA 4 –Zschampert, 
Abschnitt 4F –Geotechnischer Bericht; Pla-
nungsgesellschaft Scholz+Lewis mbH (2020) 
II.3.2 Geotechnischer Bericht, Lebendige Lup-
pe, Abschnitt vom Zschampert bis zur Luppe 
an der BAB A9 (BA4) Teil 1: geplante Strecke 
der Lebendigen Luppe – Baugrunduntersu-
chung;  GGL (2019
II.3.3 Geotechnischer Bericht, Lebendige Lup-
pe, Abschnitt vom Zschampert bis zur Luppe 
an der BAB A9 (BA4) Teil 2: Bauwerke – Bau-
grunduntersuchung;  GGL (2019) 
II.3.4 Abschätzung von Bemessungskenn-
werten für eine Bohrpfahlgründung, BW 3.49, 
Brücke B 186; Scholz+Lewis mbH (2020) 
II.3.5 Bodenkartierung Zschampert BA 4; C&E 
(2020) + Stellungnahme zum Geotechnischen 
Bericht Gewässerabschnitt 4e, C&E (2021)
II.3.6 Auskunft aus dem Sächsischen Altlasten-
kataster; 2020
II.3.7 Auskunft über Kampfmittelbelastungen
II.3.8 Bodenschutzkonzept 
II.4. Statische Nachweise/Tragwerksplanung 
und Prüfstatik
II.4.1 Brücke F1 – Tragwerksplanung und 
Prüfstatik
II.4.2 Brücke 3.48 – Tragwerksplanung und 
Prüfstatik
II.4.3 Brücke 3.92 – Tragwerksplanung und 
Prüfstatik
II.4.4 Brücke 3.49 – Entwurfsstatik und Prüf-
statik
II.5. Hydrologische und gewässerökologische 
Fachgutachten
II.5.1 Fachbeitrag EU-WRRL (Ingenieur-Con-
sult GmbH (2021) 
II.5.2 Untersuchungen, Einschätzungen und 
Berechnungen zur Gewässergüte, Teilbericht 
BA4; 08/2020
II.5.3 Wasserhaushaltsmodellierung mit dem 
gekoppelten Grundwasser-Oberflächenwas-
sermodell (Grundwasser BA 4 Zschampert / 
Prognose Abschnitt 4F); 11/2020

II.6. Stellungsnahmen/Auskünfte von Be-
teiligungen 
II.6.1 Stellungnahmen/Auskünfte
II.6.1.1 Zusammenfassung Stellungsnahmen 
und Auskünfte (E-Mail/Protokoll)
II.6.1.2 Stellungnahmen/Auskünfte
II.6.2 Leitungsauskünfte Medienträger 
II.6.2.1 Übersicht Auskünfte Medienträger
II.6.2.2 Medienträger im Kreuzungsbereich
II.6.2.3 Leitungsauskünfte Medienträger

III - Karten, Pläne 
und Zeichnungen 
zur Fachplanung 
I.1

III.1. Gesamtprojektgebiet (Übersichtsplan)

III.2. Freianlagen 
III.3 Ingenieurbauwerke
III.3.1 Ingenieurbauwerke F1, 3.46, 3.47, 3.48, 
RG1, 3.50, 3.92, D1 und E1
III.3.2 Ingenieurbauwerk 3.49 

IV - Eigentums-
,Rechtsverhältnisse 
und Grundstücks-
verzeichnis 

IV.1 Grunderwerbspläne Freianlagen 

IV.2 Grunderwerbspläne – Ingenieurbauwerke 
IV.3 Grunderwerbsverzeichnisse 

V - Umweltpla-
nung zur Fachpla-
nung I.1

V.1. Umweltverträglichkeitsstudie 

V.2. Landschaftspflegerischer Begleitplan 
(LBP) Bericht, Anlagen und Pläne
V.3. Natura2000- Zielkonformitätsprüfung  
V.4. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag
V.5. Anhänge zur Umweltplanung
V.5.1 Faunistische und Biotopkartierung Ab-
schnitt 4b-4E : V.5.1.1: 2013; V.5.1.2: 2016)
V.5.2 Faunistische Kartierung 4b-4E (2019)
V.5.3. Faunistische- und Biotopkartierung Ab-
schnitt 4F (2020)
V.5.4 Maßnahmenkonzept Helm-Azurjungfer 
V.5.5 Baubericht Maßnahmen Helm-Azur-
jungfer und Bauabnahmeprotokoll 

Aufgrund der aktuellen Covid-19-Pandemie erfolgt die Beteiligung 
der Öffentlichkeit durch eine Veröffentlichung der Planunterlagen im 
Internet. Die Auslegung der Planunterlagen nach § 73 Abs. 3 VwVfG 
wird gemäß § 3 Abs. 1 des Planungssicherstellungsgesetzes (PlanSiG) 
dadurch ersetzt. 

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen im dargestellten Umfang) 
werden in der Zeit vom 16. November 2021 bis einschließlich 15. De-
zember 2021 auf der Internetseite der Landesdirektion Sachsen unter 
https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung (Rubrik > Umwelt-
schutz > Wasserwirtschaft) zugänglich gemacht. 

Die Planunterlagen liegen als zusätzliches Informationsangebot ge-
mäß § 3 Abs. 2 Satz 1 PlanSiG in der Zeit vom 16. November 2021 bis 
einschließlich 15. Dezember 2021 auch 
•	 in der Stadtverwaltung Leuna, Bauamt, Außenstelle Gesundheits-

zentrum / Westflügel, Rudolf-Breitscheidstraße 18, 06237 Leuna, 
Zimmer R 2.19 zu den Erreichbarkeitszeiten
•	 Mo von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr
•	 Di von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr
•	 Mi von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr
•	 Do von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr

https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
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•	 Fr von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 

•	 in der Stadtverwaltung Schkeuditz, Rathausplatz 7, 04435 Schkeu-
ditz, Zimmer 2.06 der Stadt Schkeuditz, zu den Öffnungszeiten
•	 Mo, Fr von 08.00 bis 12.00 Uhr
•	 Di von 8.00 bis 18.00 Uhr
•	 Do von 08.00 bis 17.00 Uhr
(Mi geschlossen) und

•	 in der Stadtverwaltung Leipzig, Neues Rathaus, Martin-Luther-
Ring 4-6, 04109 Leipzig, Stadtplanungsamt, Zimmer 498 zu den 
Dienststunden 
•	 Mo./Mi von 8.00 bis 15.00 Uhr
•	 Di und Do von 8.00 bis 16.00 Uhr
•	 Fr von 8.00 bis 12.00 Uhr und

zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

Beim Betreten der Verwaltungsgebäude ist zwingend ein medizini-
scher Mund-Nasen-Schutz zu tragen. 

Da der öffentliche Besucherverkehr zur Eindämmung des Corona-Virus 
für die Öffentlichkeit nur eingeschränkt zugängig ist, wird durch die 
oben genannten Verwaltungsbehörden auf Folgendes hingewiesen:

Stadt Leuna: Die persönliche Einsichtnahme ist nur nach vorheriger 
Terminabstimmung möglich. Zur Terminvereinbarung steht die Tele-
fonnummer 03461 24 950 20 zur Verfügung. Coronabedingt darf aktuell 
jeweils nur 1 Person die Außenstelle Gesundheitszentrum / Westflügel 
betreten. Die Gäste müssen ihre Kontaktdaten hinterlassen, die im Falle 
einer notwendigen Kontaktverfolgung benötigt werden. Diese finden 
keinerlei andere Verwendung und werden nach 4 Wochen gelöscht.

Stadt Schkeuditz: Im Vorfeld der Einsichtnahme ist eine Termin-
vereinbarung im Sekretariat der Stabsstelle bei Frau Schön, Telefon-
nummer 034204 88 149 erforderlich, wobei die Einsichtnahme ohne 
Beaufsichtigung erfolgt.

Stadt Leipzig: Da im Zusammenhang mit der Bewältigung der Corona-
Pandemie zur angemessenen Berücksichtigung der aktuell geltenden 
Kontaktbeschränkungen im gesamten Zeitraum ein Hygienekonzept 
umgesetzt wird, können bei hohem Besucheraufkommen Wartezeiten 
nicht ausgeschlossen werden.

Zusätzlich werden die vorgenannten Unterlagen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 
2 PlanSiG während dieser Frist 

•	 in der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Leipzig, Braustraße 
2, 04107 Leipzig, Raum 463 (um vorherige Terminvereinbarung 
wird gebeten, Telefonnummer 0341 977 4210, Zugang nur mit 
medizinischem Mund-Nasen-Schutz, Erteilung Selbstauskunft);

als leicht zu erreichenden Ort ausgelegt.

Maßgeblich sind allein die im Internet auf der Internetseite der 
Landesdirektion Sachsen unter dem Pfad https://www.lds.sachsen.
de/bekanntmachung (Rubrik > Umweltschutz > Wasserwirtschaft) 
veröffentlichten Unterlagen. 

Eine zusätzliche Zugänglichmachung des Inhalts dieser Bekanntma-
chung und der auszulegenden Unterlagen auf dem UVP-Portal unter 
https://uvp-verbund.de erfolgt nicht, da dies in der Fassung des 
UVPG, die vor dem 16. Mai 2017 galt, nicht vorsehen ist.

III.

1.	 Die betroffene Öffentlichkeit kann bis einen Monat nach Ablauf 
der Frist der Veröffentlichung im Internet am 16. Dezember 2021 
– also bis einschließlich 17. Januar 2022 – bei der Landesdirektion 
Sachsen (Postanschrift: Landesdirektion Sachsen, 09105 Chemnitz) 
oder der Dienststelle in Leipzig, Braustraße 2, 04107 Leipzig, bzw. 
bei einer der o.g. Städte Einwendungen gegen den Plan schriftlich 
erheben. 

2.	 Die Erhebung zur Niederschrift wird aufgrund der aktuellen Si-
tuation durch die COVID-19-Pandemie gemäß § 4 Abs. 1 PlanSiG 
ausgeschlossen. Die Vermeidung einer dazu notwendigen Kontakt-
aufnahme erscheint zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
und zur Vermeidung einer Überlastung des Gesundheitswesens 
geboten. 

3.	 Gemäß § 4 Abs. 2 PlanSiG besteht ferner die Möglichkeit, Ein-

wendungen elektronisch unter der E-Mail-Adresse post@lds.
sachsen.de einzureichen. Die Einwendung (E-Mail) bedarf keiner 
qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz 
und keiner eigenhändigen Unterschrift. Die Schriftform kann bei 
der Landesdirektion Sachsen auch ersetzt werden durch Versen-
dung eines elektronischen Dokuments mit der Versandart nach § 
5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes. Die Adresse und die technischen 
Anforderungen für die Übermittlung elektronischer Dokumente 
sind bei der Landesdirektion Sachsen über die Internetseite www.
lds.sachsen.de/kontakt abrufbar. Betroffene Öffentlichkeit ist jede 
Person, deren Belange durch das Vorhaben berührt werden und 
jede Vereinigung, deren satzungsmäßiger Aufgabenbereich durch 
das Vorhaben berührt wird.

4.	 Die Einwendungen bzw. Äußerungen müssen den Namen und die 
volle Anschrift des Einwenders enthalten. Sie sollen den geltend 
gemachten Belang und das Maß der Beeinträchtigung erkennen 
lassen. Bei Eigentumsbeeinträchtigungen wird um Bezeichnung 
der betroffenen Grundstücke mit Flurstücknummern und Gemar-
kungen gebeten. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Ein-
gaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein 
Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der 
übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Andernfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt bleiben. Eingangsbestätigungen 
werden nicht erteilt. 

5.	 Mit Ablauf der oben genannten Einwendungs- bzw. Äußerungsfrist 
sind für das Planfeststellungsverfahren alle Einwendungen bzw. 
Äußerungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen. Einwendungen wegen nachteiliger Wirkungen 
des Vorhabens können später nur nach § 14 Absatz 6 WHG geltend 
gemacht werden.

6.	 Alle frist- und formgerecht erhobenen Einwendungen bleiben 
wirksam. Es besteht daher keine Notwendigkeit, bereits erhobene 
Einwendungen nochmals zu erheben.

7.	 Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen 
Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungs-
gerichtsordnung gegen den Planfeststellungsbeschluss einzulegen, 
werden hiermit entsprechend von der Ersetzung der Auslegung 
des Plans durch die Veröffentlichung im Internet benachrichtigt. 
Ihre Einwendungen und Stellungnahmen sind ebenfalls innerhalb 
der in der Nr. 1 genannten Frist bei den in dieser Bekanntmachung 
bezeichneten Stellen abzugeben 

8.	 Es wird darauf hingewiesen, dass die Landesdirektion Sachsen 
personenbezogene Daten in Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß den 
geltenden Bestimmungen zum Datenschutz verarbeitet. Weitere 
Informationen über die Verarbeitung der Daten und Ihre Rechte 
bei der Verarbeitung der Daten finden Sie unter https://www.
lds.sachsen.de/datenschutz sowie in dem dort in der Rubrik 
„wasserrechtliche Planfeststellungsverfahren Oberflächenwasser 
und Hochwasserschutz“ eingestellten Informationsblatt „Daten-
schutzrechtliche Informationen nach Artikel 13 Absatz 1 und 2 
sowie Artikel 14 Absatz 1und 2 Datenschutz-Grundverordnung 
für wasserrechtliche Planfeststellungsverfahren Oberflächenwasser 
und Hochwasserschutz“. Der behördliche Datenschutzbeauftragte 
der Landesdirektion Sachsen ist wie folgt erreichbar: Datenschutz-
beauftragter der Landesdirektion Sachsen, 09105 Chemnitz; E-Mail: 
datenschutz@lds.sachsen.de; Telefon: +49 371/532-0.

IV.

Die für die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens einschließ-
lich des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens sowie für die 
Zulassungsentscheidung zuständige Behörde ist die Landesdirektion 
Sachsen. Bei dieser sind weitere relevante Informationen erhältlich. Bei 
der Landesdirektion Sachsen können auch innerhalb der oben unter 
Pkt. III.1 genannten Frist Fragen eingereicht werden.

V.

1.	 Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen zu 
dem Plan sind grundsätzlich in einem Termin zu erörtern. Nach 
§ 5 Abs. 2 PlanSiG genügt jedoch anstelle des Erörterungstermins 
eine Online-Konsultation. Der Erörterungstermin bzw. wenn von 
der Online-Konsultation Gebrauch gemacht wird, wird vorher 
öffentlich bekannt gemacht. Diejenigen, die Einwendungen er-
hoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, werden von dem 

https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
mailto:post@lds.sachsen.de
mailto:post@lds.sachsen.de
http://www.lds.sachsen.de/kontakt
http://www.lds.sachsen.de/kontakt
https://www.lds.sachsen.de/datenschutz
https://www.lds.sachsen.de/datenschutz
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Erörterungstermin bzw. der Online-Konsultation gesondert be-
nachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, 
können diese durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.
Bei Nichtteilnahme eines Beteiligten am Erörterungstermin bzw. an 
der Online-Konsultation kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins 
bzw. der Online-Konsultation beendet.

2.	 Der Erörterungstermin als auch die Online-Konsultation sind nicht 
öffentlich.

3.	 Kosten, die durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, für die 
Erhebung von Einwendungen und die Teilnahme am Erörterungs-
termin, an der Online-Konsultation oder Vertreterbestellung ent-
stehen, werden nicht erstattet.

4.	 Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfest-
stellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem 
Erörterungstermin bzw. in der Online- Konsultation, sondern in 
einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

5.	 Die Entscheidung über die Zulassung oder die Ablehnung des Vor-
habens ergeht nach Durchführung des Planfeststellungsverfahrens 
mit einem Planfeststellungsbeschluss. 

6.	 Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss 
des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde 
(Landesdirektion Sachsen) entschieden. 

7.	 Die Zustellung der Entscheidung an die diejenigen, die Einwen-
dungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 
50 Zustellungen vorzunehmen sind.

8.	 Da für das Vorhaben eine UVP durchgeführt wird, wird darauf 

hingewiesen,
a. dass die für das Verfahren und die für die Entscheidung über 
die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Behörde die Landes-
direktion Sachsen ist,
b. dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungs-
beschluss entschieden werden wird,
c. dass mit den zugänglich gemachten Planunterlagen eine Unter-
lage über die Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 5 Abs. 
1 Satz 1 UVPG a.F. vorgelegt wurde,
d. dass der Behörde bei Beginn des Beteiligungsverfahrens keine 
weiteren entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen 
vorliegen,
e. dass die Anhörung zu den zugänglich gemachten Planunterlagen 
auch die Einbeziehung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswir-
kungen des Vorhabens gemäß 
§ 9 UVPG a.F. ist,
f. dass nach Beginn des Beteiligungsverfahrens weitere Infor-
mationen, unter anderem die Stellungnahmen der anerkannten 
Umwelt- und Naturschutzvereinigungen, die für den Planfeststel-
lungsbeschluss von Bedeutung sein können, bei der Landesdirektion 
Sachsen eingegangen sind, Umweltinformationen darstellen und 
dort als solche zugänglich sind. Sie sind auch nach dem Ablauf der 
Veröffentlichungsfrist nach den gesetzlichen Bestimmungen über 
den Zugang zu Umweltinformationen zugänglich. Dies gilt auch 
für künftig eingehende Umweltinformationen. ■

� Stadtplanungsamt
� i. A. der Landesdirektion Sachsen
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Beschluss Nummer VII-DS-01622 der Ratsversammlung vom 25.02.2021:

Fachförderrichtlinie Wohnprojekte 
für Menschen mit Behinderungen

1	 Vorbemerkung

Die Stadt Leipzig gewährt nach Maßgabe dieser Fachförderrichtlinie 
städtische Zuwendungen für bauliche Maßnahmen zur Schaffung von 
Wohnprojekten für Menschen mit Behinderungen. 

Ziel des kommunalen Förderprogramms ist die finanzielle Hilfe bei 
der Schaffung angemessenen und bezahlbaren Wohnraums für diese 
Bedarfsgruppe, um eine selbstbestimmte und gleichberechtigte Teil-
habe zu ermöglichen. 

a)	 Dabei wird eine Kumulierung mit der Richtlinie des Landes zur 
Förderung der Schaffung von mietpreis- und belegungsgebun-
denem Mietwohnraum (RL gMW) und der FFRL Wohnprojekte 
für Menschen mit Behinderungen angestrebt. 

b)	 Sollten die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme der RL gMW 
nicht vorliegen, weil z.B. die Anforderungen an eine abgeschlos-
sene Wohnung nicht vollumfänglich erfüllt werden können oder 
die vom Kommunalen Sozialverband refinanzierten Mieten 
über der Bewilligungsmiete der RL gMW liegen oder andere 
sachliche Gründe einer Nutzung der RL gMW entgegenstehen, 
ist nach Einzelfallprüfung auch nur die Inanspruchnahme der 
städtischen Zuwendung möglich.  

Die Wohnungsbauförderkonzeption 2020 (VII-DS-00576) bildet 
die Grundlage für die Inanspruchnahme der Fördermittel sowohl 
nach RL gMW als auch für die FFRL Wohnprojekte für Menschen 
mit Behinderungen. Es handelt sich um freiwillige Leistungen, die 
im berechtigten Interesse der Stadt liegen. Ein Rechtsanspruch des 
Antragstellers auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht. Die 
städtischen Zuwendungen können nur im Rahmen der im Haushalt 
bereitgestellten Mittel gewährt werden.

2	 Grundlagen der Förderung

Für die Gewährung einer Zuwendung gelten die folgenden Rechts-
grundlagen: 

•	 Rahmenrichtlinie zur Vergabe von Zuwendungen der Stadt 
Leipzig an außerhalb der Stadtverwaltung stehende Stellen 
(Zuwendungsrichtlinie), Beschluss Nr. VI-DS-01241-NF-05 der 
Ratsversammlung vom 18.05.2016

•	 Integriertes Stadtentwicklungskonzept Leipzig 2030 (INSEK)
•	 Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) 
•	 Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 

die kommunale Haushaltswirtschaft (SächsKomHVO) 
•	 Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern 

über die kommunale Kassen- und Buchführung der Kommunen 
(SächsKomKBVO) 

•	 Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums des Innern zur 
Förderung der Schaffung von mietpreis- und belegungsgebun-
denem Mietwohnraum (RL gMW) 

•	 Sächsische Einkommensgrenzen-Verordnung (SächsEinkGrenz-
VO) 

•	 Gesetz über die soziale Wohnraumförderung (WoFG) 
•	 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
•	 Abgabenordnung (AO) 
•	 Umsatzsteuergesetz (UStG) 

in der jeweils geltenden Fassung sowie die einschlägigen Beschlüsse 
der Ratsversammlung.

3	 Zuwendungszweck

Zuwendungen werden für die Schaffung von bezahlbarem Wohn-
raum für Menschen mit Behinderungen innerhalb eines gemeinsamen 
Wohnprojektes gewährt. Eine Kumulierung mit der RL gMW wird 
angestrebt und ist verpflichtend, wenn die Voraussetzungen zur Inan-

spruchnahme der Fördermittel nach der RL gMW vorliegen.  Es sollen 
auch Vorhaben förderfähig sein, bei denen flächenmäßig nur ein Anteil 
für ein Wohnprojekt für Menschen mit Behinderungen genutzt wird. 

4	 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger im Sinne dieser Fachförderrichtlinie sind natür-
liche Personen und juristische Personen des privaten oder öffentlichen 
Rechts, die Bauvorhaben realisieren, die ein selbstbestimmtes Wohnen 
für Menschen mit Behinderungen in der eigenen Wohnung innerhalb 
eines Wohnprojektes ermöglichen.

5	 Zuwendungsvoraussetzungen

Eine Zuwendung kann nur gewährt werden, wenn folgende Voraus-
setzungen erfüllt sind:

•	 an der Realisierung der Maßnahme ein erhebliches Interesse der 
Stadt Leipzig besteht und das Vorhaben ohne die Zuwendung 
nicht oder nicht im notwendigen Umfang durch-geführt werden 
kann,

•	 die Gesamtfinanzierung im Rahmen der Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsam-keit gesichert ist,

•	 eine angemessene Eigenbeteiligung in Höhe von 15 % der Bau- 
und Baunebenkosten erfolgt und

•	 der Zuwendungsempfänger die Folgekosten der baulichen In-
vestition tragen kann.

Wird die RL gMW in Anspruch genommen, ist gleichfalls eine Kumu-
lierung mit der FFRL Angleichung Bewilligungsmiete/Anfangsmiete 
(VII-DS-01079) zugelassen, wenn sich das Vorhaben in einem Ortsteil 
mit einer Angebotsmiete über 10 €/m² Wfl. befindet.

Förderfähig sollen bauliche Maßnahmen sein, die 

•	 durch Neubau oder
•	 Sanierung leerstehender Wohngebäude oder Wohneinheiten, 

Nutzungsänderung oder Erweiterung von Gebäuden entstehen, 
•	 ein Wohnprojekt für mindestens drei und maximal neun Personen 

umfassen,
•	 Wohnflächenhöchstgrenzen entsprechend der RL gMW berück-

sichtigen, 
•	 Gemeinschaftsflächen nicht unter 25 % der Wohnfläche schaffen,
•	 für die Dauer von mindestens 15 Jahren vom Tag der Bezugs-

fertigkeit gerechnet ein allgemeines Belegungsrecht gemäß § 
26 Abs. 2 S. 2 WoFG für die Stadt Leipzig begründen und im 
Grundbuch als beschränkt persönliche Dienstbarkeit an erster 
Rangstelle dinglich gesichert werden und

•	 eine Vermietung nur mit weißen Wohnberechtigungsschein und 
Nachweis einer Schwerbehinderung entsprechend § 2 SGB IX 
vorsehen.

Bei Kumulierung mit der RL gMW sind:

•	 die Vorgaben der RL gMW zu berücksichtigen,
•	 die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 

Projektförderung (AN-Best-P in Anlage 2 zur Verwaltungsvor-
schrift zu § 44 der Sächsischen Haushaltsord-nung) einschließlich 
Nummer 3 anzuwenden,

•	 das Verwendungsnachweisverfahren entsprechend Ziffer 11.1 
zu führen,

•	 die anfängliche Miete aus der Angebotsmiete für vergleichbare 
Wohnungen abzüglich der Höhe der Förderung in € pro m² Wfl. 
zu berechnen (die vertragliche Vereinbarung einer niedrigeren 
anfänglichen Miete ist möglich)
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Ohne Kumulierung mit der RL gMW ist:
•	 die anfängliche Miete in Höhe der durch den Kommunalen So-

zialverband zu zahlenden Leistungen in € pro m² bezuschusste 
Fläche anzurechnen.

6	 Zuwendungs- und Finanzierungsart

Die Stadt Leipzig gewährt auf Grundlage dieser Fachförderrichtlinie 
„Wohnprojekte für Menschen mit Behinderungen“ Zuwendungen als 
Projektförderung. Es handelt sich um eine Teilfinanzierung, die als 
Fehlbedarfsfinanzierung bis zu einer Höchstgrenze erfolgt.

Für die Berechnung der städtischen Zuwendung wird eine Kostenerstat-
tungs-betragsberechnung (KEB) über den Gesamtertrag durchgeführt. 
Die KEB ist ein anerkanntes Instrument der Städtebauförderung und 
wird regelmäßig angewendet. Unter Berücksichtigung objektbezogener 
Ausgaben (z.B. Bau-und Planungskosten abzüglich Zuschüsse und 
Förderdarlehen, Finanzierungskosten, Bewirtschaftungskosten) und 
Einnahmen (Mieteinnahmen) wird der unrentierliche Betrag einer 
Baumaßnahme ermittelt. Der unrentierliche Betrag ist ein Fehlbetrag, 
der nicht durch (Miet)einnahmen gedeckt ist.  

Die städtische Förderung wird auf 200.000 € begrenzt. Der Nachweis, 
dass die Mittel in der Höhe erforderlich sind, wird durch die KEB ge-
führt. Das Formular Nr. 20078 der Sächsischen Aufbaubank zur KEB 
wird angewendet (www.sab.sachsen.de\formularservice).

Ermittelt sich ein geringerer Kostenerstattungsbetrag als 200.000 €, 
so ist dieser Betrag die mögliche städtische Zuwendung. Die Inan-
spruchnahme der Landesfördermittel nach RL gMW ist bei der KEB 
zu berücksichtigen. Eine Nichtinanspruchnahme der Landesförderung 
führt nicht zu einer höheren städtischen Förderung als bis zur Höchst-
grenze von 200.000 €. 

7	 Antragsverfahren

7.1	Antragstellung

Zuwendungen werden grundsätzlich nur auf einen begründeten und 
mit den notwendigen Un-terlagen versehenen schriftlichen Antrag 
hin gewährt. Der Antrag ist unter Verwendung des Antragsformulars 
(Anlage 1) bei der Bewilligungsstelle 

Stadt Leipzig
Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung (AWS)
Abteilung Wohnungsbau
Prager Straße 118-136
04317 Leipzig

einzureichen.

Der Antragsteller stellt in seinem Förderantrag die geplanten Baumaß-
nahmen für die Schaffung von zweckgebundenem Mietwohnraum 
und die voraussichtlich dafür benötigten städtischen Zuwendungen 
sowie bei Verbindung mit der RL gMW den Fördermittelbedarf nach 
der Landesrichtlinie dar. Bei Antragstellung nach dieser Fachförder-
richtlinie sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen: 

•	 amtlicher Lageplan 
•	 Baubeschreibung einschließlich Baupläne (Grundrisse, Ansichten,  
	 Schnitt)
•	 Bauablaufplan
•	 Kostenaufstellung nach DIN 276
•	 Wohnflächenberechnung nach Wohnflächenverordnung
•	 Ermittlung der Gewerbeflächen im zu fördernden Gebäude 
•	 Foto des Objektes (nicht bei Neubau) 
•	 Aktueller Grundbuchauszug

Falls Eigentümerwechsel noch nicht im Grundbuch vollzogen:

•	 notarielle Urkunde, Kaufvertrag, o.ä.
•	 Handelsregisterauszug bei Firmen und Nachweis über die Ver-

tretungsberechtigung
•	 Vereinsregisterauszug, Stiftungssatzung 
•	 Finanzierungsplan / Bankbestätigung / Eigenmittelnachweis (nach 

RL gMW, VI.1.) 
•	 ggf. Vollmacht bei mehreren Eigentümern bzw. Vollmacht für einen 

Bevollmächtigten 
•	 Erklärung zur Vorsteuerabzugsberechtigung
•	 DAWI-De-minimis-Erklärung (siehe Formular De-minimis-Erklae-

rung.pdf)

Die zu verwendenden Formulare werden in elektronischer Form 
bereitgestellt und können unter folgender Adresse www.leipzig.de/
soziale-wohnraumfoerderung heruntergeladen werden. 

7.2	Antragsfristen

Anträge nach dieser Fachförderrichtlinie können jederzeit im laufenden 
Haushaltsjahr gestellt werden. Liegt zu Beginn eines neuen Haus-
haltsjahres noch kein rechtskräftiger Haushalt vor, kann die sachliche 
Prüfung und Entscheidung des Antrages unter Haushaltsvorbehalt 
erfolgen. Der Vorbehalt wird bei bereitstehenden Mitteln aufgehoben. 

7.3	Vorzeitiger Maßnahmenbeginn

Eine Förderung bereits begonnener oder durchgeführter Projekte ist 
grundsätzlich nicht zulässig. Hierbei ist zu beachten, dass auch bereits 
der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder 
Leistungsvertrages förderschädlich ist. Bei Baumaßnahmen gelten 
Planung, Baugrunduntersuchungen, Grunderwerb und Herrichten 
des Grundstücks (z.B. Gebäudeabbruch, Planieren) nicht als Beginn 
des Vorhabens. 

Ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn aus begründetem Anlass ist zuge-
lassen. Mit Einreichen des Zuwendungsantrages ist die Genehmigung 
für einen vorzeitigen Vorhabenbeginn zu beantragen. Erst nach der 
schriftlichen Genehmigung kann mit dem Vorhaben begonnen werden. 
Diese schriftliche Genehmigung zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn 
begründet keinen Rechtsanspruch auf eine spätere Förderung.

8	 Bewilligungsverfahren

Über die Gewährung von Zuwendungen entscheidet das Amt für 
Wohnungsbau und Stadterneuerung entsprechend der Kriterien der 
jeweils aktuellen Wohnungsbauförderkonzeption, die vom Stadtrat 
beschlossen worden ist, nach pflichtgemäßem Ermessen. Nach positiver 
Entscheidung über den Förderantrag schließt das Amt für Wohnungs-
bau und Stadterneuerung einen öffentlich-rechtlichen Zuwendungs-
vertrag mit dem Antragsteller ab, der im Falle der Verbindung mit der 
RL gMW sowohl die Regelungen zur RL gMW als auch die Regelungen 
zur städtischen Zuwendung enthält. 

Die Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest) und die Baufachlichen 
Nebenbestimmungen (NBest-Bau) sind Bestandteil des öffentlich- 
rechtlichen Vertrages. 

9	 Zuwendungsfähige Aufwendungen

Zuwendungsfähig sind insbesondere folgende Aufwendungen, sofern 
sie notwendig und angemessen sind:

•	 Kosten der Kostengruppen 300, 400, 500 und 700  

10	Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Landesmittel und der städtischen Zuwendung 
erfolgt entsprechend der im öffentlich-rechtlichen Vertrag festgelegten 
Raten nach Anforderung (Anlage 2) und auf Basis des vorgelegten 
Bauausgabebuches. 

a)	 Nach RL gMW erfolgt die Auszahlung der Zuwendung nach 
Prüfung durch das Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung 
durch die SAB.

b)	 Die städtischen Zuwendungen zahlt die Stadt nach Prüfung in 
den im Zuwendungsvertrag festgelegten Raten an den Zuwen-
dungsempfänger aus.

Die Zuwendungen dürfen nur insoweit und nicht eher ausgezahlt 
werden, als sie voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten für fällige 
Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt werden.

http://www.sab.sachsen.de\formularservice
http://www.leipzig.de/soziale-wohnraumfoerderung
http://www.leipzig.de/soziale-wohnraumfoerderung
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11	Nachweis- und Prüfungsverfahren

11.1 Verwendungsnachweis
Der Zuwendungsempfänger legt zum Nachweis der zweckentspre-
chenden Verwendung der Zuwendung den Verwendungsnachweis 
(Anlage 3) im Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung vor.  Dieser 
besteht aus dem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. 

Im Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte 
Ergebnis  darzustellen und zu erläutern. Im zahlenmäßigen Nachweis 
sind sämtliche mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 
Einzahlungen und Auszahlungen entsprechend der Gliederung des 
der Bewilligung zu Grunde gelegten Finanzierungsplanes summarisch 
darzustellen. 

Dem Verwendungsnachweis sind die Originalbelege über die Einzel-
zahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen beizu-
fügen. Der Zuwendungsempfänger hat im Verwendungsnachweis zu 
bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich 
und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern 
und Belegen übereinstimmen. 

Das Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung und das Rechnungs-
prüfungsamt der Stadt Leipzig ist berechtigt, Bücher, Belege oder 
sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der 
Zuwendung durch örtliche Erhebung zu prüfen oder durch Beauftragte 
prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen 
Belege bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen.

11.2 Vorlagefrist

Der Verwendungsnachweis ist zum Zeitpunkt, der im Vertrag gere-
gelt wird, vom Zuwendungsempfänger unaufgefordert dem Amt für 
Wohnungsbau und Stadterneuerung vorzulegen.

11.3 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, dem Amt für Wohnungs-
bau und Stadterneuerung unverzüglich Sachverhalte anzuzeigen, wenn

•	 weitere Zuwendungen für die Maßnahme bei anderen öffentli-
chen Stellen beantragt o-der gewährt wurden/werden, 

•	 sich eine Ermäßigung der Gesamtausgaben oder eine Änderung 
der Finanzierung ergibt,

•	 der Zuwendungszweck oder sonstige für die Vereinbarung 
maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,

•	 der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwen-
dung nicht zu erreichen ist, 

•	 die ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten 
nach Auszahlung ver-braucht werden können

•	 die Wohnungen innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr 
entsprechend dem Zuwen-dungszweck verwendet werden, 

•	 es bei der Durchführung der Maßnahme terminliche Verschie-
bungen gibt,

•	 Insolvenz droht, ein Insolvenzverfahren beantragt werden muss 
oder bereits beantragt ist,

•	 ein Gesellschafter ausscheidet/wechselt (Änderung des Gesell-
schaftsbestandes)

•	 ein Geschäftsführer ausscheidet/wechselt
•	   sich Vertretungsvollmachten ändern.

12	Rückforderung und Verzinsung 

Bei der Inanspruchnahme von Landesförderung und/oder städtischer 
Förderung verpflichtet sich der Zuwendungsempfänger im Falle einer 
Kündigung des öffentlich-rechtlichen Vertrags erhaltene Zuwendungen 
ganz oder anteilig an die Stadt Leipzig zurückzuzahlen. Die Stadt ist 
berechtigt, den Vertrag insbesondere zu kündigen, wenn:

•	 die Zuwendung nicht zweckentsprechend verwendet worden 
ist,

•	 der Eigentümer in dem Antrag oder in den Nachweisen und 
Unterlagen unrichtige Angaben gemacht oder Tatsachen ver-
schwiegen hat, die für die Förderfähigkeit der Maßnahme von 
Bedeutung waren/sind,

•	 vereinbarte Maßnahmen nicht nach den der Bewilligung zu-
grundeliegenden Plänen, Baubeschreibungen und sonstigen 
Unterlagen durchgeführt werden,

•	 die Durchführung der Maßnahme nicht entsprechend der ver-
einbarten Fristen und Termine erfolgt,

•	 gegen die Regelungen der Mietpreis- und Belegungsbindungen 
verstoßen wird (Verstöße gegen die Mietpreisbindung liegen 
ebenso vor, wenn der Mietpreis in unzulässiger Weise erhöht 
wird).

Vom Zeitpunkt der Auszahlung bis zum Zeitpunkt der Rückzahlung 
der Zuwendung werden Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über 
dem jeweiligen Basiszins nach § 247 BGB jährlich berechnet. Die Zinsen 
sind vom Zuwendungsempfänger zu tragen.   

13	Veröffentlichung im Zuwendungsbericht 

Entsprechend Ratsbeschluss RBV-1286/12 werden alle Zuwendungen 
der Stadt Leipzig an außerhalb der Stadtverwaltung stehende Stellen 
jährlich im Zuwendungsbericht unter Einhaltung der festgelegten 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen erfasst und veröffentlicht. Der 
Zuwendungsempfänger wird mit Antragstellung über die beabsichtigte 
Veröffentlichung informiert und erklärt mit der Unterschrift zum An-
trag sein Einverständnis zur Veröffentlichung.

14	In-Kraft-Treten

Die Fachförderrichtlinie „Wohnprojekte für Menschen mit Behinde-
rungen“ tritt mit Beschlussfassung der Ratsversammlung in Kraft 
und wird im Leipziger Amtsblatt sowie auf der Homepage der Stadt 
Leipzig veröffentlicht. ■

Burkhard Jung
Oberbürgermeister

Leipzig, 26.02.2021
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Kooperatives Bauen: 
Kommunale Grundstücke im 

Erbbaurecht 
Die Stadt Leipzig stellt zwei weitere Grundstücke im Konzeptverfahren 
für innovative Wohnprojekte bereit:

•	 Schreiberstraße 1-3/Gorkistraße 34 (Ortsteil Schönefeld-Abtnaun-
dorf, 1.020 m²)

•	 Georg-Schwarz-Straße 81 (Ortsteil Leutzsch, 420 m²) 

Das Angebot richtet sich sowohl an Investoren oder soziale Träger 
als auch an Baugemeinschaften, die neue kooperative Wohnprojekte 
umsetzen oder in den Bereichen nachhaltiges Bauen, Inklusion oder 
Soziales innovative Wege beschreiten möchten. Nach der Ankündi-
gungsphase folgt ab März 2022 die dreimonatige Bewerbungsphase.
(Angaben ohne Gewähr)

www.leipzig.de/konzeptverfahren ■

http://www.leipzig.de/konzeptverfahren
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Satzung zur Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 341 
„Seelenbinderstraße, südlicher Teil – Nutzungsarten“, 

Leipzig-Nordwest: 

Aufstellungsbeschluss und Unterrichtung 
der Öffentlichkeit

Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 14.10.2021 die Auf-
stellung der Satzung zur Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 341 
„Seelenbinderstraße, südlicher Teil – Nutzungsarten“ nach § 2 Absatz 
1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.

Der Beschluss ist im Stadtplanungsamt, Zimmer 498 niedergelegt und 
kann zu den unten genannten Zeiten für die Dauer von zwei Wochen 
kostenlos eingesehen werden, er ist auch im Internet über das Ratsin-
formationssystem der Stadt Leipzig abrufbar unter https://ratsinfo.
leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-06025). 

Der Bebauungsplan soll im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung aufgehoben werden. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 341 befindet sich in 
Leipzig Nordwest, im Ortsteil Möckern zwischen Georg-Schumann-
Straße, Laubestraße, Kirschbergstraße und Faradaystraße (entsprechend 
kartenmäßiger Darstellung). 

Der Bebauungsplan soll aufgehoben werden, da für die weitere Ent-
wicklung des Gebietes keine städtebauliche Notwendigkeit mehr 
besteht, die mit diesem Bebauungsplan bestehenden Beschränkungen 
für den Einzelhandel aufrecht zu erhalten.

Unterrichtung der Öffentlichkeit
Die Öffentlichkeit kann sich im Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, 
Martin-Luther-Ring 4 - 6, 04109 Leipzig, Zimmer 498 während der 
Dienststunden

Mo./Mi. 	 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do.		  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr.				   8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Aus-
wirkungen der Planung informieren und sich bis zum 12.11.2021 
gegenüber der Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt zur Planung äußern. 
Schriftliche Stellungnahmen richten Sie bitte an die Stadt Leipzig, 
Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig oder per E-Mail an stadtplanungs-
amt@leipzig.de.

Wir weisen darauf hin, dass für den gesamten Zeitraum, zur angemes-
senen Berücksichtigung der aktuell geltenden Kontaktbeschränkungen 
im Zusammenhang mit der Bewältigung der Corona-Pandemie, ein 
Hygienekonzept umgesetzt wird und dadurch bei hohem Besucher-
aufkommen Wartezeiten nicht ausgeschlossen werden können. Um 
telefonische Voranmeldung unter (0341) 123-4948 wird gebeten. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 341 „Seelenbinderstraße, südli-
cher Teil – Nutzungsarten“ (fett umrandet).
� Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

https://ratsinfo.leipzig.de
https://ratsinfo.leipzig.de
mailto:stadtplanungsamt@leipzig.de
mailto:stadtplanungsamt@leipzig.de
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Bebauungsplan Nr. E-140 „Wohngebiet Martinshöhe“, 
6. Änderung, Leipzig-Nord: 

Aufstellungsbeschluss und Unterrichtung 
der Öffentlichkeit

Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 14.10.2021 die Auf-
stellung der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. E-140 „Wohngebiet 
Martinshöhe“ nach § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.

Der Beschluss ist im Stadtplanungsamt, Zimmer 498 niedergelegt und 
kann zu den unten genannten Zeiten für die Dauer von zwei Wochen 
kostenlos eingesehen werden, er ist auch im Internet über das Ratsin-
formationssystem der Stadt Leipzig abrufbar unter https://ratsinfo.
leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-06012). 

Der Bebauungsplan soll im beschleunigten Verfahren nach § 13a 
BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung geändert werden. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. E-140 befindet sich in 
Leipzig Nord, im Ortsteil Wiederitzsch. Die 6. Änderung betrifft ein 
Grundstück westlich der Delitzscher Landstraße zwischen der Bö-
schungskante des Eutritzscher Flurgrenzgrabens und dem Grenzverlauf 
der Gemarkung Großwiederitzsch (in der kartenmäßigen Darstellung 
schraffiert dargestellt). 

Mit der 6. Änderung wird der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
reduziert, um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Be-
bauung mit einem Multifunktionsgebäude auf dem Betriebsgrundstück 
des Städtischen Klinikum St. Georg zu schaffen. Neben der Errichtung 
einer dringend benötigten Rettungswache für den Leipziger Norden ist 
das Gebäude auch als Parkhaus sowie als Büro- und Arbeitsgebäude 
für Unternehmen der Biomedizinbranche geplant. 

Unterrichtung der Öffentlichkeit
Die Öffentlichkeit kann sich im Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, 
Martin-Luther-Ring 4 - 6, 04109 Leipzig, Zimmer 498 während der 
Dienststunden

Mo./Mi. 	 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do.		  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr.				   8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

und im Internet über http://www.leipzig.de/bauleitplanung-aktu-
ell über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung informieren und sich bis zum 12.11.2021 
gegenüber der Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt zur Planung äußern. 
Schriftliche Stellungnahmen richten Sie bitte an die Stadt Leipzig, 
Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig oder per E-Mail an stadtplanungs-
amt@leipzig.de.

Wir weisen darauf hin, dass für den gesamten Zeitraum, zur angemes-
senen Berücksichtigung der aktuell geltenden Kontaktbeschränkungen 
im Zusammenhang mit der Bewältigung der Corona-Pandemie, ein 
Hygienekonzept umgesetzt wird und dadurch bei hohem Besucher-
aufkommen Wartezeiten nicht ausgeschlossen werden können. Um 
telefonische Voranmeldung unter (0341) 123-4948 wird gebeten. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. E-140 „Wohngebiet Martinshö-
he“ (fett umrandet) mit Bereich der 6. Änderung (schraffiert dargestellt).
� Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

https://ratsinfo.leipzig.de
https://ratsinfo.leipzig.de
http://www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell
http://www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell
mailto:stadtplanungsamt@leipzig.de
mailto:stadtplanungsamt@leipzig.de
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Verlängerung eines  

Vorbescheids für das Vorhaben: Errichtung von zwei  
Mehrfamilienhäusern mit Tiefgarage, Breslauer Straße 19, 21,  

Leipzig, Gemarkung Stötteritz, Flurstücke 761, 40s
Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 17.09.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2018-009001-BV-63.42-AWI einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
Die Geltungsdauer des Vorbescheids vom 06.11.2018 für das Vorhaben:
Errichtung von zwei Mehrfamilienhäusern mit Tiefgarage, Breslauer 
Straße 19, 21, Leipzig, Gemarkung Stötteritz, Flurstücke 761, 40s wird 
bis zum 06.11.2022 verlängert.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung und Denkmalpflege, Abt. Ost, SG Südost; Martin-Luther-Ring 
4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 04317 
Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
	- Die Zustellung des Vorbescheides an die Eigentümer benachbarter 

Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO wird 
aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen der Vorbescheid 
zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; § 70 Abs. 3 
Satz 3 SächsBO.

	- Die Zustellung des Vorbescheides an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

	- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Den vollständigen Bauvorbescheid und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5186 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

mailto:mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=


Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 14/2021 · 30.10.2021

28

Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: Abriss und Neuerrichtung  
einer Balkonanlage, Arthur-Hoffmann-Straße 47, Leipzig,  

Gemarkung Leipzig, Flurstück 3080
Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 21.10.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-008371-VV-63.20-MBÖ einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben:

Abriss und Neuerrichtung einer Balkonanlage, Arthur-Hoffmann-
Straße 47, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 3080 im Geneh-
migungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes 
Verfahren) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen zum Bauordnungsrecht, 
Auflagen zum Denkmalschutz.

(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abt. Zentrum/Sonderbauten, SG 
Zentrum; Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: 
Prager Straße 118-122, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
	- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

	- Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

	- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5140 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

mailto:mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: Errichtung eines Einfamilienhauses 
mit Garage, Gartenwinkel 1 a, Leipzig, Gemarkung Lindenthal,  

Flurstücke 8/10, 111/10, 8/13, 111/19
Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig 
hat als untere Bauaufsichtsbehörde am unter dem Aktenzeichen 
63-2021-008323-VV-63.30-HWI einen Bescheid mit folgendem ver-
fügenden Teil erlassen:
(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben:
	 Errichtung eines Einfamilienhauses mit Garage Gartenwinkel 1 a, 

Leipzig, Gemarkung Lindenthal, Flurstücke 8/10, 111/10, 8/13, 
111/19 im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauord-
nung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abt. West, SG Nordwest; Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
	- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

	- Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

	- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-8925 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

mailto:info@leipzig.de-mail.de
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Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 22.10.2021 unter dem Akten-
zeichen 63-2020-014343-SB-63.22-SJA einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben:
	 Umbaumaßnahme und Nutzungsanpassung im 2. und 3. Ober-

geschoss in der bestehenden Schule, Kochstraße 28 a, Leipzig, Ge-
markung Leipzig, Flurstück 2527/4 im Genehmigungsverfahren 
nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonderbau) ist erteilt.

(2) Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen zugelas-
sen: Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 50 Abs. 2 dahingehend, dass die Tiefe der Bewegungsfläche 
vor einer Drehflügeltür kleiner als 150 cm ist. 

(3) Die Baugenehmigung enthält Auflagen. 
(4) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung und Denkmalpflege, Abt. Zentrum/Sonderbauten, SG Son-
derbauten; Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: 
Prager Straße 118-122, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO. 

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO. 

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn. 

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung bei der Bauberatung des 
Amtes für Bauordnung und Denkmalpflege unter der Telefonnummer: 
0341/123-8922 oder E-Mail: abd.bauberatung@leipzig.de gebeten. ■

Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3) Sächsische  
Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer Baugenehmigung  
für das Vorhaben: Umbaumaßnahme und Nutzungsanpassung im  

2. und 3. Obergeschoss in der bestehenden Schule, Kochstraße 28 a,  
Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 2527/4 im Genehmigungsverfahren 

nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonderbau)

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

mailto:info@leipzig.de-mail.de
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Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 25.10.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2020-013090-VV-63.30-JBO einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: 
	 Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit 10 Wohneinheiten, einer 

Gewerbeeinheit und einer Tiefgarage mit 7 Personenkraft-wagen-
stellplätzen, Blumenstraße 70, Leipzig; Gemarkung Gohlis, Flurstück 
369/7 im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung 
(Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.  

(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abt. West, SG Nordwest; Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
	- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

	- Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

	- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5240 gebeten. ■

Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3) Sächsische  
Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer Baugenehmigung  

für das Vorhaben: Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit 
10 Wohneinheiten, einer Gewerbeeinheit und einer Tiefgarage mit 

7 Personenkraft-wagenstellplätzen, Blumenstraße 70, Leipzig, 
Gemarkung Gohlis, Flurstück 369/7

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)
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Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 22.10.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-010297-VV-63.20-MBÖ einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben:
	 Notwendiger Rückbau der Wandhydranten in der Tiefgarage, 

Riemannstraße 32, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 973, im 
Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Ver-
einfachtes Verfahren) ist erteilt. 

(2) Die Baugenehmigung enthält Auflagen zum vorbeugenden Brand-
schutz und zur Beachtung und Umsetzung des vorliegenden 
Prüfberichtes.

(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abt. Zentrum/Sonderbauten, SG 
Zentrum; Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: 
Prager Straße 118-122, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5140 gebeten. ■

Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3) Sächsische  
Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer Baugenehmigung  

für das Vorhaben: Notwendiger Rückbau der Wandhydranten 
in der Tiefgarage, Riemannstraße 32, Leipzig,

Gemarkung Leipzig, Flurstück 973

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

mailto:info@leipzig.de-mail.de


Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 14/2021 · 30.10.2021

33

Das Amt für Geoinformation und Bodenordnung der Stadt Leipzig hat 
Daten des Liegenschaftskatasters aufgrund Gebäude- bzw. Nutzungs-
erfassung aus Luftbilderzeugnissen geändert.
Betroffene Flurstücke: Gemarkung Knautkleeberg (0414): 132/g 
133/44, 139, 139/1, 139/11, 139/8, 139/c, 140/11, 140/17, 140/25, 
140/26, 140/c, 140/h, 140/n, 140/q, 140/t, 145/4, 145/9, 147/1, 147/2, 
147/b, 147/f, 156/a, 156/b, 156/m, 156/s, 156/t, 156/u, 156/z, 158/22, 
166/10, 166/11, 166/12, 166/4, 166/9, 167/6, 168/k, 168/l, 168/r, 168/v, 
168/w, 168/x, 171, 171/i, 171/u, 171/v, 180/10, 180/7, 180/9, 180/b, 
180/l, 186/5, 186/m, 186/t, 468, 477, 478, 481, 484, 485, 486, 487, 495/2, 
501, 504, 507, 511, 540/16, 557, 558, 559/2, 650, 652; 
Gemarkung Möckern (0423): 33/27, 34, 35, 36/1, 38, 39, 40, 41, 44/a, 
47/8, 47/12, 51/1, 52/1, 52/2, 53, 61, 75, 77, 78, 80/b, 81/a, 82, 83/a, 83, 
84, 85, 87, 88, 90, 91, 94, 95, 96, 97, 98, 99, 100, 106, 111/2, 112/2, 112/3, 
112/4, 112/5, 112/7, 112/9, 114/3, 115/b, 123/c, 128/a, 129/a, 130, 
132/8, 135/a, 145/a, 146/a, 146/b, 146/c, 146/e, 148/4, 150, 153/2, 169, 
170, 176/a, 176, 177, 191/2, 192/d, 193/2, 194/2, 194, 198/a, 198/b, 200, 
205/1, 206/b, 244/6, 244/11, 244/20, 245/23, 245/30, 245/45, 245/50, 
245/52, 245/58, 245/c, 254/a, 295/1, 304, 585/16, 585/17, 585/18, 586, 
587/2, 589, 600, 601/9, 796; 
Gemarkung Stötteritz (0435):  2, 4/a, 18, 18/a, 18/i, 21/d, 22/b, 24, 
24/g, 25/2, 25/e, 27, 27/c, 27/f, 29/1, 33/4, 34/b, 38/b, 38/e, 38/n, 
39/6, 39/n, 39/u, 39/y, 40/1, 40/2, 40/3, 40/l, 45/5, 53/f, 54/c, 57, 
59, 61/b, 63, 71/a, 71/b, 76, 85/c, 99/3, 104/a, 111/1, 112, 112/2, 114, 
119/4, 119/7, 122/6, 122/7, 122/u, 122/v, 122/w, 122/x, 122/y, 122/z, 
125/a, 125/h, 125/q, 181, 182/12, 187/2, 191/1, 193, 198/1, 216/b, 
218, 237, 239/2, 240/1, 243, 244, 245, 246, 247, 252/a, 252/b, 253/a, 
253/e, 253/f, 253/k, 253/t, 253/x, 257/e, 258/c, 258/e, 258/h, 259/e, 
259/h, 259/i, 259/k, 327/e, 327/h, 327/v, 352/6, 384, 399/1, 399/2, 
401/1, 418/a, 420, 422, 423, 441, 442, 443, 444, 444/a, 491/7, 491/8, 
493, 493/a, 495/e, 495/f, 499, 504, 504/g, 504/m, 510, 542/1, 542/2, 
545/57, 545/58, 545/62, 545/63, 545/64, 545/65, 716, 724, 743/32, 
743/41, 769/7, 776/19, 776/3, 785/4, 836, 846/3

Art der Änderung:	Veränderung von Gebäudedaten
					     Veränderung der tatsächlichen Nutzung mit  
					     Änderung der Wirtschaftsart
					     Veränderung der tatsächlichen Nutzung ohne  
					     Änderung der Wirtschaftsart

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegenschafts-
katasters durch Offenlegung bekannt gemacht. Die Ermächtigung 
zur Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus § 14 Abs. 7 Sächs-
VermKatG1.
Die kreisfreie Stadt Leipzig ist nach § 2 des SächsVermKatG für die 
Fortführung der Daten des Liegenschaftskatasters für das Gebiet der 
Stadt Leipzig zuständig. Der Änderung der Daten des Liegenschafts-
katasters liegen die Vorschriften des § 14 SächsVermKatG zugrunde.
Die Unterlagen liegen

ab dem 01.11.2021 bis zum 30.11.2021
bei der Stadt Leipzig im 

Amt für Geoinformation und Bodenordnung,
Burgplatz 1, 04109 Leipzig, Stadthaus Zi. 428,
Montag bis Freitag 9.00 Uhr - 12.00 Uhr und

Montag bis Donnerstag 13.00 - 16.00 Uhr
zur Einsichtnahme bereit. Terminvereinbarungen sind unter Tel. 
123 5036 bzw. unter der Postanschrift (Stadt Leipzig, Amt für Geo-
information und Bodenordnung, 04092 Leipzig) möglich. Zugehörige 
Unterlagen können auch unter www.leipzig.de eingesehen werden.

Das Amt für Geoinformation und Bodenordnung der Stadt Leipzig hat 
Daten des Liegenschaftskatasters aufgrund Gebäude- bzw. Nutzungs-
erfassung aus Luftbilderzeugnissen geändert.
Betroffene Flurstücke: Gemarkung Gohlis (0409): 366/g, 367, 495/a, 
1345; 
Gemarkung Schönefeld (0433): 931/9, 951/5; 
Gemarkung Sellerhausen (0434): 408/11, 408/12

Art der Änderung:	Veränderung der tatsächlichen Nutzung mit  
					     Änderung der Wirtschaftsart

Das Amt für Geoinformation und Bodenordnung der Stadt Leipzig 
hat Daten des Liegenschaftskatasters aufgrund einer Berichtigung des 
Liegenschaftskatasters durch die untere Vermessungsbehörde geändert.
Betroffene Flurstücke: Gemarkung Knauthain (0412): 535, 536, 537, 
538, 539, 540, 541, 542, 543, 544, 545, 546, 547, 548, 549, 550, 552, 553, 
554, 555, 556, 557, 558, 559, 560, 561, 562, 563, 564, 565, 566, 573, 574, 
575, 576, 577, 578, 579, 580, 581, 582, 583, 585, 586/1, 587, 588, 589, 590, 
591, 592, 593, 594, 597, 598, 600, 601, 602, 605, 606, 607, 617, 628, 629/1, 
629/2, 629/3, 629/4, 629/5

Art der Änderung:	Berichtigung eines Zeichenfehlers
					     Korrektur eines Darstellungsfehlers

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Die Berichtigung eines Zeichenfehlers stellt einen Verwaltungsakt 
dar, gegen den innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch eingelegt werden kann. Der Widerspruch ist schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Geoinformation und 
Bodenordnung, Burgplatz 1, 04109 Leipzig oder beim Staatsbetrieb 
Geobasisinformation und Vermessung Sachsen, Olbrichtplatz 3, 01099 
Dresden, zu erheben. Der Widerspruch kann auch in qualifizierter 
elektronischer Form nach dem Vertrauensdienstegesetz unter geoin-
formation@leipzig.de oder mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegenschafts-
katasters durch Offenlegung bekannt gemacht. Die Ermächtigung 
zur Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus § 14 Abs. 7 Sächs-
VermKatG1.
Die kreisfreie Stadt Leipzig ist nach § 2 des SächsVermKatG für die 
Fortführung der Daten des Liegenschaftskatasters für das Gebiet der 
Stadt Leipzig zuständig. Der Änderung der Daten des Liegenschafts-
katasters liegen die Vorschriften des § 14 SächsVermKatG zugrunde.
Die Unterlagen liegen 	

ab dem 01.11.2021 bis zum 30.11.2021
bei der Stadt Leipzig im 

Amt für Geoinformation und Bodenordnung,
Burgplatz 1, 04109 Leipzig, Stadthaus Zi. 427,
Montag bis Freitag 9.00 Uhr - 12.00 Uhr und

Montag bis Donnerstag 13.00 - 16.00 Uhr
zur Einsichtnahme bereit. Terminvereinbarungen sind unter Tel. 
123 5057 bzw. unter der Postanschrift (Stadt Leipzig, Amt für Geo-
information und Bodenordnung, 04092 Leipzig) möglich. Zugehörige 
Unterlagen können auch unter www.leipzig.de eingesehen werden.
Nach § 14 Abs. 7 Satz 5 SächsVermKatG gilt die Änderung der Daten 
des Liegenschaftskatasters sieben Tage nach Ablauf der Offenlegungs-
frist als bekannt gegeben.
Für Fragen stehen die Mitarbeiter der Geschäftsstelle während der 
Öffnungszeiten zur Verfügung. In der Geschäftsstelle besteht auch die 
Möglichkeit, weitere Unterlagen zu den Änderungen einzusehen. ■

Offenlegung der Änderung von Daten des Liegenschaftskatasters
gemäß § 14 Abs. 7 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz
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Teilnehmergemeinschaft
Störmthal
Der Vorstandsvorsitzende

Flurbereinigung:		  Störmthal
Gemeinde: 		  Großpösna	
Aktenzeichen:		  846.157- 290141

Feststellung der Ergebnisse der Wertermittlung 

I. 	 Feststellung

Der durch zwei Sachverständige verstärkte Vorstand der Teilneh-
mergemeinschaft Störmthal stellte mit Beschluss vom 21.09.2021 die 
Ergebnisse der Wertermittlung nach §§ 32 und 33 des Flurbereinigungs-
gesetzes (FlurbG) vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), in der heute 
geltenden Fassung i.V.m. §§ 5 und 6 des Ge-setzes zur Ausführung des 
Flurbereinigungsgesetzes und zur Bestimmung von Zustän-digkeiten 
nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz (AGFlurbG) vom 15. Juli 
1994 (SächsGVBl. Nr. 48 S. 1429) in der heute geltenden Fassung fest. 

II.	Hinweis

Die Ergebnisse der Wertermittlung bilden die verbindliche Grundlage 
für die Berechnung

-	 des Abfindungsanspruches,
-	 der Land- und Geldabfindung sowie
-	 der Geld- und Sachbeiträge.

III. 	 Begründung

1.	 Zuständigkeit

Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft ist für die Feststellung der 
Ergebnisse der Wertermittlung nach § 33 FlurbG i.V.m. § 6 AGFlurbG 
zuständig.

2.	 Gründe

Die Ergebnisse der Wertermittlung wurden den Beteiligten in der 
Teilnehmerversamm-lung am 19. Februar 2014 erläutert und vom 20. 
Februar 2014 bis einschließlich 23. März 2014 in der Gemeindeverwal-
tung Großpösna und bei der Teilnehmergemeinschaft Störmthal im 
Landratsamt Landkreis Leipzig, Vermessungsamt, Sachgebiet Länd-
liche Neuordnung zur Einsichtnahme für die Beteiligten ausgelegt. 

Während der Auslegung wurden keine mündlichen oder schriftlichen 
Einwendungen gegen die Ergebnisse der Wertermittlung erhoben.

Die Ergebnisse der Wertermittlung für die mit der 5. Änderung des 
Verfahrensgebietes einbezogenen Flurstücke, wurden den betroffenen 
Beteiligten zugstellt.

Es wurden keine mündlichen oder schriftlichen Einwendungen gegen 
die Ergebnisse der Wertermittlung der nachträglich einbezogenen 
Flurstücke erhoben.

Rein informativ werden für die Beteiligten die Nachweisungen der 
Ergebnisse der Wertermittlung einschließlich der mit der 5. Änderung 
einbezogenen Flurstücke in der Zeit vom 29. Oktober bis einschließlich 
11. Dezember 2021 bei der Teilnehmergemein-schaft Störmthal beim 
Landratsamt Landkreis Leipzig, Leipziger Straße 67 in Borna ausgelegt. 

Zur Einsichtnahme ist eine Terminvergabe unter den nachfolgenden 
Kontaktmöglichkeiten erforderlich:

Steffen.witzig@lk-l.de 	 oder 	 Michael.Buchholz@lk-l.de
03433 241 1562				    03433 241 1561

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Feststellung der Ergebnisse der Wertermittlung kann in-
nerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Widerspruch erhoben 
werden. Die Frist beginnt mit dem auf die öffentliche Bekanntmachung 
folgenden Tag.

Der Widerspruch ist schriftlich bei der 		

			   Teilnehmergemeinschaft Störmthal	
			   beim Landratsamt Landkreis Leipzig 	
			   Hausanschrift:		  Postanschrift:
			   Stauffenbergstraße 4	 04550 Borna
			   04552 Borna

oder zur Niederschrift bei der

			   Teilnehmergemeinschaft Störmthal
			   beim Landratsamt Landkreis Leipzig	
			   Vermessungsamt
			   Leipziger Straße 67
			   04552 Borna

einzulegen.

Es wird gebeten, den Widerspruch zu begründen. ■

Borna, den 01. Oktober 2021

Michael Buchholz

Bekanntmachung des Landratsamtes
Öffentliche Bekanntmachung LNO Störmthal
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